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tätigkeit ausüben (= GV und die zur Aushilfe im Gerichtsvoll-
zieherdienst nach §§ 109, 110, 115 GVO tätigen Hilfsbeamten
und Hilfskräfte) ist von Rechts wegen möglich

1) bundeseinheitlich durch Erweiterung der in § 35 StVO
bestimmten Sonderrechte bei Erfüllung hoheitlicher Aufgaben
(große Lösung).

2) bundeslandbezogen durch Erteilung von Ausnahmege-
nehmigungen und Erlaubnissen durch die zuständige oberste
Landesbehörde (Minister bzw. Senator) oder die nach Landes-
recht bestimmten Stellen nach § 46 Abs. 2 StVO (mittlere Lö-
sung).

3) gemeindebezogen durch die örtlich zuständige Straßen-
verkehrsbehörde nach § 46 Abs. 1, § 47 StVO (kleine Lösung).

II. Große Lösung durch Erweiterung des § 35 StVO

Zur Zeit bestehen bundeseinheitlich ausdrücklich mehr
oder weniger umfassende Befreiungen von den Verboten der
StVO, bei gebührender Berücksichtigung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung für:

§ 35 Abs. 1, 1a, 2, 3, 4 StVO: Bundeswehr, Bundesgrenz-
schutz, Feuerwehr, Katastro-
phenschutz, Polizei und Zoll-
dienst, bei dringend gebotener
Erfüllung hoheitlicher Aufga-
ben.

Sonderrechte und Ausnahmegenehmigungen im Straßenverkehr
für Gerichtsvollzieher

Von Oberamtsanwalt Peter Grohmann, Hildesheim*)

D E Z E M B E R  1 9 9 6 ·  1 1 1 .  J A H R G A N G ·  N R . 12/96

I. Die Gerichtsvollzieher sind zur sachgerechten Erledi-
gung ihrer Dienstgeschäfte angewiesen auf die Benutzung
eines Fahrzeugs im öffentlichen Verkehrsraum, zügige Ver-
fahrenserledigung und eine möglichst geringe Entfernung
vom Kfz-Standort zum Erledigungsort der Amtshandlung. In
der seit Jahren, aus naheliegenden Gründen, behördlicherseits
allgemein betriebenen Verbannung oder Zurückdrängung der
Fahrzeuge (vor allem Kfz) aus den Gemeinde- und Stadtgebie-
ten sind die „Dienstwege“ der Gerichtsvollzieher vom ver-
kehrsgerecht abgestellten Pkw zum Ort der Amtshandlungen
durchweg so weit und zeitraubend geworden, daßohne Aus-
nahme von den (auf der Grundlage der Straßenverkehrsord-
nung) behördlicherseits angeordnetenFahr-, Halte- und
Parkverboten die Amtshandlungen in vielen Fällennicht
mehr sachgerecht durchgeführt werden können. Die Ertei-
lung solcher Ausnahmen für Personen, die Gerichtsvollzieher-

*) Der Verfasser ist bei der Staatsanwaltschaft in Hildesheim seit
fast 25 Jahren vor allem auch mit Verkehrssachen befaßt und seit vier
Jahren Lehrbeauftragter für Verkehrsrecht an der Fachhochschule für
öffentliche Verwaltung und Rechtspflege des Landes Sachsen-Anhalt
in Benneckenstein. Er ist Autor des Buches „Autofahren in Deutsch-
land“ (Verlag Decker & Müller, Heidelberg), Verfasser zahlreicher
verkehrswissenschaftlicher Beiträge im juristischen Schrifttum und
hat im Rundfunk und auf Tagungen (z. B. Deutscher Verkehrsrichter-
tag in Goslar) zu speziellen Verkehrsproblemen Stellung genommen.
Als Herausgeber des bekannten Kommentars „Schröder/Kai“ zum
Gerichtsvollzieherkostengesetz hat er auch für den Tätigkeitsbereich
des Gerichtsvollziehers Kompetenz bewiesen.
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§ 35 Abs. 5 StVO: nichtdeutsche Nato-Truppen
im Falle dringender militäri-
scher Erfordernisse.

§ 35 Abs. 5 a StVO: Rettungsfahrzeuge bei höch-
ster Eile zur Rettung von Men-
schenleben.

§ 35 Abs. 6 StVO: Fahrzeuge des Wegedienstes
und der Müllabfuhr, soweit der
Einsatz das erfordert.

§ 35 Abs. 7 StVO: Fahrzeuge der Deutschen Bun-
despost, die der Beförderung
von Postsendungen oder dem
Bau oder der Unterhaltung von
Fernmeldeeinrichtungen die-
nen, die auf allen Straßen und
Straßenteilen zu allen Zeiten
fahren und halten dürfen, so-
weit der Einsatz das erfordert.

Wie aus sachkundigen Kreisen zu hören ist, soll, mögli-
cherweise noch im Laufe dieses Jahres, das der Deutschen
Bundespost in § 35 Abs. 7 StVO eingeräumte Sonderrecht
aufgehoben werden, zumindest für den Bereich der Beförde-
rung von Postsendungen. Gründe dafür dürften darin zu sehen
sein, daß zum einen nach der Neustrukturierung und Privati-
sierung der Rechtsbeziehungen der Post zu den Auftraggebern
zwar der weiter bestehende hoheitliche Charakter der in § 35
Abs. 7 StVO privilegierten postspezifischen Tätigkeiten nicht
geändert worden ist (vgl. OVG Münster in NZV 1994 S. 86,
87), aber nicht mehr so deutlich wird und zum anderen der
Ausnahmecharakter des § 35 StVO verstärkt werden soll.

Nachfolgend soll begründet werden, daß eine Erweiterung
des § 35 StVO im Sinne der zur Zeit der Deutschen Bundes-
post (§ 35 Abs. 7 StVO) zustehenden Sonderrechte, alsoun-
beanstandet auf allen Straßen und Straßenteilen zu allen
Zeiten fahren und halten zu dürfen, soweit es die Gerichts-
vollziehertätigkeit erfordert , gerechtfertigt ist.

1. Voraussetzungen der Aufnahme in den Kreis der in § 35
StVO katalogisierten Sonderrechte

Eine Befreiung vonallen oderbestimmten Bestimmungen
der StVO i. S. d. § 35 StVO setzt voraus:

– Erfüllung einerhoheitlichen Aufgabe,

– erstrangige Bedeutung der Erfüllung dieser hoheitlichen
Aufgabe für dasGemeinwohl,

– besondere Dringlichkeit der Aufgabenerfüllung

a) Hoheitliche Tätigkeit der Gerichtsvollzieher

Die Gerichtsvollzieher sind Beamte i. S. des Beamten-
rechts (§ 1 GVO). Sie sind nach§ 154 GVG zuständig fürLa-
dungen, Zustellungen und Vollstreckungen. Im Einzelnen:

– Ladungen nach § 214 ZPO; §§ 38, 168 d, 220, 222, 386
StPO;

– Zustellungen nach §§ 166, 167, 845 ZPO; §§ 37, 38 StPO;
§  132 Abs. 1 BGB; § 193 ZPO i. V. m. §§ 11 ff., 39 ff.
Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzieher (GVGA);

– Zwangsvollstreckungen wie folgt: (§ 57 GVGA):

– die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in
bewegliche und körperliche Sachen einschließlich der
Wertpapiere und der noch nicht vom Boden getrennten
Früchte (§§ 803–827 ZPO);

– die Pfändung von Forderungen aus Wechseln und ande-
ren Papieren, die durch Indossament übertragen werden
können, durch Wegnahme dieser Papiere (§ 831 ZPO);

– die Zwangsvollstreckung zur Erwirkung der Herausga-
be von beweglichen Sachen und von Personen sowie
zur Erwirkung der Herausgabe, Überlassung und Räu-
mung von unbeweglichen Sachen und eingetragenen
Schiffen und Schiffsbauwerken (§§ 883–885 ZPO);

– die Zwangsvollstreckung zur Beseitigung des Wider-
standes des Schuldners gegen Handlungen, die er nach
den §§ 887, 890 ZPO zu dulden hat (§ 892 ZPO);

– die Zwangsvollstreckung durch Haft (§§ 899–914
ZPO);

– die Vollziehung von Arrestbefehlen und einstweiligen
Verfügungen in dem Umfang, in dem die Zwangsvoll-
streckung dem Gerichtsvollzieher zusteht (§§ 916–945
ZPO);

– Vollstreckungen gerichtlich angeordneter Personen-
vor allem Kindesherausgabe (§ 33 FGG, § 213, 213 a
GVGA).

Vorgenannte Aufgaben sind dem GV kraft Gesetzes mono-
polartig eigenverantwortlich übertragen und verwirklichen den
aus dem Rechtsstaatsprinzip des Grundgesetzes abzuleiten-
den Anspruch des einzelnen Bürgers auf wirkungsvolle
Durchsetzung seiner zivilrechtlichen Ansprüche mit Hilfe
staatlicher Zwangsgewalt (Justizgewährungspflicht; BVerfG
in NJW 1988 S. 3141). Der GV handelt dabei als Organ des
Staateshoheitlich (RGZ 82 S. 85, 86; Jauernig, Zivilprozeß-
recht, 23. Auflage S. 284, 285) und genügt insoweit einer we-
sentlichen Voraussetzung der Befreiung von StVO-Bestim-
mungen (OLG Karlsruhe in NZV 1993 S. 407, 408). Die gesetz-
lich herausgehobene Bedeutung der Vollstreckungstätigkeit der
GV drückt sich auch darin aus, daß Widerstand gegen die Amts-
tätigkeit des GV nach § 113 StGB ebenso strafbewehrt ist wie
z. B. Widerstand gegen polizeiliche Amtshandlungen.

b) Bedeutung der Durchsetzung der staatlichen Justizgewäh-
rungspflicht für das Gemeinwohl

Der Justizgewährungsanspruch hat Verfassungsrang
(s. o.). Zur Justizgewährung gehört notwendig auch diepflicht-
gemäße effektive Durchsetzung des Anspruchs sowohl im Inter-
esse des einzelnen Bürgers als auch im Interesse der Allgemein-
heit. Auf diesemhohen rechtlichen Niveau erledigt der GV
seine Amtstätigkeit. Die zuständigen Behörden des Staates, der
Bundesländer und Gemeinden sind deshalb verpflichtet, Hin-
dernisse, die der pflichtgemäßen Erledigung der Amtstätigkeit
der GV entgegenstehen, möglichst aus dem Weg zu räumen
oder wenigstens wesentlich zu entschärfen. Aus dem vorste-
hend beschriebenen Aufgabenkreis und der pflichtgemäßen Er-
ledigung der Amtshandlungen wird deutlich, daß in vielen Fäl-
len eine sachgerechte Erledigung nur möglich ist, wenn
schnell gehandelt wird und der Standort des Kfz des GV
und der Ort der Amtshandlungen eng zusammenliegen.

c) Besondere Dringlichkeit zur Erfüllung der hoheitlichen
Aufgaben

§ 35 StVO ist eine Ausnahmevorschrift, bei deren Anwen-
dungstrenge Maßstäbe anzuwenden sind. Deshalb hat der Ge-
setzgeber bereits in § 35 StVO aus der Vielzahl hoheitlicher
Aufgabenerfüllung nur die Fahrten privilegiert, die aufgrund
einerbesonderen Dringlichkeit geboten oder erforderlich sind,
z. B.: zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben dringend geboten
(Abs. 1), bei höchster Eile zur Rettung von Menschenleben
(Abs. 5 a), soweit der Einsatz das erfordert (Abs. 6, 7). Die Ent-
scheidung darüber, ob im Einzelfall eine so geartete besondere
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Dringlichkeit gegeben ist, liegt imErmessen der für die Fahrt
verantwortlichen Person.Dabei sind die Umstände, die un-
mittelbar vor der Fahrt oder während der Fahrt, bei ver-
nünftiger Abwägung, die Aufgabenerfüllung als dringlich
geboten oder notwendig erscheinen lassen abzuwägen gegen
den Umfang und die Intensität möglicher Belästigung oder
Behinderung (nicht Gefährdung!) der allgemeinen Ver-
kehrssicherheit, Verkehrsflüssigkeit oder auch des Umwelt-
schutzes (vgl. OLG Stuttgart in NZV 1992 S. 123). Maßge-
bender Beurteilungszeitraum ist die Beurteilungvor der Inan-
spruchnahme der Sonderrechte nicht danach. Die Beurteilung
hatsorgfältig zu erfolgen. Beckmesserisch enge Maßstäbe sind
ebenso ermessensfehlerhaft wie ausnahmefremde Großzügig-
keit. Die besondere Dringlichkeit kannzeitbezogen (möglichst
schnell) und/oderortsbezogen (möglichst nahe am Erfüllungs-
ort der Amtshandlung) zu verstehen sein. Ist die Erfüllung der
hoheitlichen Aufgabewichtiger als die Beachtung der StVO-
Regeln, dann ist die Inanspruchnahme der Sonderrechte nicht
zu beanstanden (OLG Stuttgart a. a. O.). Eine besondere Kenn-
zeichnung der GV-Fahrzeuge ist nicht erforderlich, widersprä-
che auch dem Gebot unauffälligen Handelns.

Für die Erfüllung der Amtshandlungen der GV kommt als
einschränkende Bedingung für das Sonderrecht „auf allen
Straßen, Straßenteilen zu allen Zeiten fahren und halten zu
dürfen“ in Betracht„soweit die Erfüllung der Amtshandlung
(Ladung, Zustellung, Vollstreckung) das erfordert“. Fahrten
des GV erfolgen nicht aufgrund eines Einsatzbefehls sondern
regelmäßig aufgrund eigener pflichtgemäßer Entscheidung
des GV. Deshalb kann nicht vom „Einsatz“ des GV gespro-
chen werden. Das ändert aber nichts an der Qualität der Dring-
lichkeit im Einzelfall. Konnte eine Amtshandlung auch zeit-
lich früher sachgerecht erfüllt werden und kam es nicht auf die
Ortsnähe an, z. B. weil der GV ohne sachliche Notwendigkeit
„auf den letzten Drücker“ gehandelt hat, dann sind an die In-
anspruchnahme der Sonderrechte besonders strenge Maßstäbe
anzulegen. In vielen Fällen kann die Amtshandlung aber nur
pflichtgemäß erfüllt werden, wenn der GV praktisch„vor die
Haustür“ fahren und dort parken kann, so daß der Zeitfaktor
die geringere Rolle spielt. Kann die Amtshandlung auch mit
einem geringeren Maß an Verkehrsbehinderung sachgerecht
erledigt werden, dann muß aus Gründen derVerhältnismäßig-
keit dieser Weg gewählt werden. Auf die Anwendung des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes wird ausdrücklich durch das
Tatbestandsmerkmal „soweit“ hingewiesen. Deshalb wäre
z. B. eine Forderung „Gerichtsvollzieher mit Blaulicht“ (zu
den Voraussetzungen siehe vor allem § 38 StVO; § 52
StVZO) überzogen. Fahrten, die lediglich derVorbereitung
einer Amtshandlung dienen, z. B. Überprüfung der Anschrift
des Schuldners am Tag vor der Vollstreckungshandlung, sind
– mangels besonderer Dringlichkeit – nicht privilegiert.

Aus dem Aufgabenkreis der GV (Ladungen, Zustellungen,
Vollstreckung) sind vor allem im Bereich derZwangs-
vollstreckung viele Amtshandlungen besonders dringlich im
oben genannten Sinn. Das wird auch aus der bundeseinheit-
lich zu beachtenden Gerichtsvollziehergeschäftsanweisung
(= GVGA) deutlich. Dazu im Folgenden mehrere Hinweise.

– Die Erledigung der einzelnen Amtshandlungendarf nicht
verzögert werden (§ 6 GVGA).

– Zwangsvollstreckungsaufträge sindschnell und nachdrück-
lich durchzuführen (§ 64 GVGA). Eine Reihe von Amts-
handlungen sind artbedingtbesonders eilbedürftig, z. B.
Vollziehung von Arresten, einstweilige Verfügungen, Prote-
ste, Benachrichtigungen des Drittschuldners nach § 845
ZPO, Zustellungen, durch die eine Notfrist oder eine sonsti-
ge gesetzliche Frist gewahrt werden soll und auch Amts-
handlungen, deren eilige Ausführung von der Partei verlangt
wird (§ 64 GVGA). Schnelles Zugreifen durch den GV er-

fordern z. B. auch die Taschenpfändungen an Gerichtsstelle
bei Beklagten und Zeugen, in den Geldinstituten bei der
Geldeinzahlung oder Abhebung durch den Schuldner.

– Bei derZwangsvollstreckung hat der GV neben dem Gläu-
bigerinteresse auch das des Schuldners insoweit zu wah-
ren, als erjede unnötige Schädigung oder Ehrenkrän-
kung des Schuldners und die Erregung überflüssigen
Aufsehens (z. B. Spießrutenlaufen in der Öffentlich-
keit) vermeiden sowie darauf bedacht sein muß, daß
nur die unbedingt notwendigen Kosten und Aufwen-
dungen entstehen, ohne dabei den Erfolg der Zwangs-
vollstreckung zu gefährden (§ 104 GVGA).

– Bei derVerhaftung hat der GV nicht nur jedes unnötige
Aufsehen sondern auchjede durch den Zweck der Voll-
streckung nicht gebotene Härte zu vermeiden (§ 187
GVGA). Darüber hinaus wird der Anreiz zur Flucht für den
zu Verhaftenden und das Risiko einer dadurch verursach-
ten Auseinandersetzung mit dem GV oder anderen Ver-
kehrsteilnehmern umso größer je weiter der Pkw des GV
vom Ort der Verhaftung entfernt ist. Das gilt auch entspre-
chend für diezwangsweise Vorführung von Personen zum
Gericht, Gesundheitsamt oder zur psychiatrischen Unter-
suchung im Gerichtsauftrag.

– Daß bei der Vollstreckung einer gerichtlich angeordneten
Kindesherausgabe (§§ 213, 213 a GVGA) zum Schutz des
Kindes der Pkw des GV am Ort der Übernahme des Kindes
stehen muß, liegt auf der Hand.

– Der GV ist gehaltenin Besitz genommene Pfandstücke,
z. B. Videorekorder, Stereoanlagen, EDV-Anlagen u. a.,
aus Kostengründen möglichstselbst zum Pkw zu transpor-
tieren, wobei mit zunehmender Entfernung zum Standort
des Pkw dieGefahr einer Beschädigung der transportier-
ten Gegenstände zunimmt.

– Zahlreiche Amtshandlungen müssenspätabends oder
nachts durchgeführt werden, z. B. Kassenpfändungen nach
Ladenschluß.

– Der GV muß Geld, Kostbarkeiten (z. B. Schmuck, Münz-
sammlungen, Gemälde) und Wertpapiere sofort an sich neh-
men (§ 132 GVGA). Deshalb führt er, z. B. nach täglichen
Kassenpfändungen auf Wochenmärkten, in Gaststätten und
Hotels nach Ladenschluß (also überwiegend abends oder
nachts),häufig erhebliche Bargeldbeträge mit sich. Sowohl
am Tag als auch (und besonders) nachts erhöht sich, bei dem
Fußmarsch zur Verwahrung des Bargeldbetrages, z. B. zu
den in den „autofreien“ Innenstädten ansässigen Geldinstitu-
ten, das Überfallrisiko mit jedem Meter Weges. Wenn
Leben und Gesundheit des GV nach kriminalpolizeilichen
Erfahrungen durch die Versagung der beantragten Befreiun-
gen in Gefahr geraten, danngebührt dem verfassungs-
rechtlich verankerten Schutz der körperlichen Unver-
sehrtheit (Art. 2 II GG) der Vorrang vor dem Aspekt der
möglichst ausnahmslosen Aufrechterhaltung des Wid-
mungszwecks einer öffentlichen Verkehrsfläche (VGH
Kassel in NZV 1991 S. 405, 406 für den Fall einer Aus-
nahmegenehmigung für das Befahren einer Fußgänger-
zone mit Geldtransportfahrzeugen einer Privatfirma).
Auch diestaatliche Fürsorgepflicht gegenüber dem beamte-
ten GV fordert den Vorrang des Schutzes der körperlichen
Unversehrtheit. Daß die geschilderte Amtstätigkeit des (un-
bewaffneten) GV in der heutigen Zeit besonders überfallge-
fährdet ist, weil ein Raubüberfall mit relativ geringem krimi-
nellem Aufwand und niedrigem Aufklärungsrisiko verbun-
den ist, bedarf keiner näheren Erläuterung.

Auch dieZahl der privilegierten Personen und die Art
der Inanspruchnahme der angeführten Sonderrechte ber-
gen nicht die Gefahr einer Aushöhlung des in § 35 StVO ver-
ankerten Ausnahmeprinzips und die Erhöhung von Verkehrs-
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gefahren in sich. Zur Zeit sind in Deutschland zwischen 3800
und 3900 GV in ihnen zugewiesenen Bezirken tätig. Die Zahl
der darüber hinaus mit GV-Tätigkeiten befaßten Hilfsbeamten
(§§ 109, 110 GVO) und Hilfskräfte (§ 115 GVO) ist in diesem
Zusammenhang bedeutungslos. AlsArt der Inanspruchnahme
der Sonderrechte kommt im wesentlichenkurzzeitiges Halten
oder Parken mit einem Pkw in Betracht.

Daß die in § 35 StVO privilegierten Fahrten nur unter ge-
bührender Berücksichtigung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung ausgeübt werden dürfen, ist ausdrücklich in § 35
Abs. 8 StVO bestimmt.

2. Textvorschlag für die Erweiterung des in § 35 StVO nor-
mierten Katalogs:

(Abs.:) Fahrzeuge, die von Gerichtsvollziehern, deren Hilfs-
beamten und Hilfskräften zur Erfüllung ihrer Amtstätigkeit
(Ladung, Zustellung, Vollstreckung) benutzt werden, dürfen
auf allen Straßen und Straßenteilen zu allen Zeiten fahren
und halten, soweit die Amtshandlung das erfordert.

III. Mittlere und kleine Lösung durch Ausnahmegenehmigun-
gen für GV nach § 46 StVO

Nach § 46 StVO könnenin bestimmten Einzelfällen oder
allgemein für bestimmte Personengruppen (z. B. GV)Ausnah-
men von den StVO-Bestimmungen genehmigt werden und
zwar

– von allen oder einigen StVO-Bestimmungen durch die
zuständigeoberste Landesbehörde (z. B. in Niedersach-
sen: Ministerium für Wirtschaft, Technologie und Ver-
kehr) oder die nach Landesrecht bestimmten Stellen
(§ 46 Abs. 2 StVO = mittlere Lösung).

– von den in§ 46 Abs. 1 StVO aufgeführten Katalog-Verbo-
ten durch die zuständigeStraßenverkehrsbehörde (= kleine
Lösung).

1. Voraussetzungen der Ausnahmegenehmigungen

Die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen nach §§ 46
Abs. 1 und Abs. 2 beruht auf der Überlegung, daß es ineinzel-
nen besonders gelagerten Fällen Umstände gibt, die bei strikter
Anwendung der StVO nicht hinreichende Berücksichtigung fin-
den (vgl. BVerwG in NZV 1994 S. 244, 245; BVerfG in Verk-
Mitt 1976 S. 43). In solchen Fällen muß die Möglichkeit beste-
hen,daß das Interesse an der strikten Beachtung der StVO-
Regeln hinter die Belange bestimmter Verkehrsteilnehmer
(z. B. Amtstätigkeit der GV) zurücktritt , wobei bei der Ab-
wägung der widerstreitenden Interessen derGrundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit nicht verletzt werden darf (BVerwG a. a. O.).
In diesem Sinne sind ausnahmegeeignet Fahrten, die

– besonders dringlich sind, wobei an den Nachweis der
Dringlichkeit strenge Anforderungen zu stellen sind
(BVerwG in NJW 1974 S. 1781, 1782; VwV zu § 46
StVO) und insoweit Bezug genommen wird auf die auch
hier geltenden Maßstäbe zu II. 1. b), c),

– bei Inanspruchnahme der Ausnahmegenehmigung dieVer-
kehrssicherheit nicht wesentlich sowie die Verkehrsflüssig-
keit möglichst wenig beeinträchtigen (VwV zu § 46 StVO).
Zu einer Gefahr für andere (= naheliegende Unfallwahr-
scheinlichkeit) darf es nicht kommen. Je weniger die Inan-
spruchnahme der Ausnahmegenehmigung die Verkehrssi-
cherheit und Verkehrsflüssigkeit beeinflussen (z. B. kurz-
fristiges Fahren und Halten mit Pkw in verkehrsarmer Zeit
in Fußgängerzone) umsomehr Raum ist für das Vorliegen
einer Ausnahmesituation.

Anders als in § 35 StVO müssen die in § 46 StVO privile-
gierten Fahrtenkeinen hoheitlichen Charakter haben. Die GV-
Amtshandlungen sind aber auch hoheitlich (dazu II. 1. a), was
die Ausnahmenotwendigkeit zusätzlich fördert.

2. Ausnahmegenehmigungen nach § 46 Abs. 2 StVO für GV
(mittlere Lösung)

Weil das Verkehrsministerium (bzw. Senat) eines Bundes-
landes oder die nach Landesrecht bestimmte Stelle für das Ge-
biet des jeweiligen Bundeslandes nicht nur von einzelnen son-
dern von allen StVO-Bestimmungen Ausnahmen genehmigen
kann, kann diese Behörde genehmigen,

a) daß Fahrzeuge, die von Gerichtsvollziehern, deren
Hilfsbeamten und Hilfskräften zur Erfüllung ihrer
Amtstätigkeit (Ladung, Zustellung, Vollstreckung) be-
nutzt werden, auf allen Straßen und Straßenteilen zu
allen Zeiten fahren, halten und parken dürfen, soweit
es die Amtshandlung erfordert,

oder wenigstens,

b) daß für Fahrzeuge, die von Gerichtsvollziehern, deren
Hilfsbeamten und Hilfskräften bei der Erfüllung ihrer
Amtstätigkeit (Ladung, Zustellung, Vollstreckung) be-
nutzt werden, Ausnahmen von nachfolgenden Verbo-
ten der StVO genehmigt werden, soweit es die Amts-
handlung erfordert:

aa) Verbot der Gehwegbenutzung – auch in öffentlichen
Park- und Grünanlagen – zum Abstellen von Kraftfahr-
zeugen, folgend aus § 2 Abs. 1.

bb) Verbot der Radwegbenutzung zum Abstellen von
Kraftfahrzeugen nach § 41 Abs. 2 Nr. 5 Satz 6 Buchsta-
be a Satz 2 (Zeichen 237).

cc) Halteverbot des Zeichens 283 (absolutes Halteverbot)
nach § 12 Abs. 1 Nr. 6 a (einschließlich Zusatzschilder).

dd) Halteverbot des Zeichens 286 (eingeschränktes Halte-
verbot) nach § 12 Abs. 1 Nr. 6 b (einschließlich Zusatz-
schilder).

Zeichen 237

Radfahrer

Zeichen 283

Haltverbot

Zeichen 286

Eingeschränktes Haltverbot
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I. Einführung

Sozialversicherungsträger können gemäß § 66 IV SGB-X
die Vollstreckung ihrer Leistungsbescheide „in entsprechen-
der Anwendung der Zivilprozeßordnung“, d. h. unter Ein-
schaltung eines Gerichtsvollziehers betreiben. Als Auftragge-
ber i. S. von § 3 I Nr. 1 GvKostG sind sie bei dieser Vorge-
hensweise Kostenschuldner, und zwar ohne nach § 8
GvKostG von der Zahlung der Kosten befreit zu sein.

Daneben kommt nach § 66 I–III SGB-X die Durchführung
eines Verwaltungszwangsverfahrens in Betracht. Der Sozial-
versicherungsträger richtet dann ein entsprechendes Ersuchen
an das Hauptzollamt als Vollstreckungsbehörde (§ 4 lit. b)
VwVG i. V. mit § 249 I S. 2 AO). Eine Verwaltungsgebühr
muß er nicht entrichten. Er hat der ersuchten Behörde aber
Auslagen, d. h. bare Aufwendungen1) auf Anforderung zu

erstatten, wenn diese im Einzelfall einen Betrag i. H. von
50,– DM übersteigen, § 7 SGB-X.

Kopfzerbrechen bereitet vor allem den Amtsgerichten2)
seit längerem der Fall, daß z. B. eine Berufsgenossenschaft
oder eine Krankenkasse im Rahmen eines Verwaltungs-
zwangsverfahrens das Hauptzollamt ersucht, den Beitrags-
schuldner zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung und
zur Vorlage eines Vermögensverzeichnisses vorzuladen
(§ 284 I AO). Leistet der Vollstreckungsschuldner der Vorla-
dung nicht Folge, so kann das Hauptzollamt nach § 284 VII
AO das nach § 899 ZPO zuständige Amtsgericht um Anord-
nung der Haft zur Erzwingung der eidesstattlichen Versiche-
rung ersuchen. Nach § 284 VII S. 2 AO ist dann u. a. § 909
ZPO sinngemäß anzuwenden, d. h., die Verhaftung des
Schuldners erfolgt durch einen Gerichtsvollzieher.

ee) Parkverbot in einem Fußgängerbereich (Zeichen 241,
242 oder 250) nach § 41 Abs. 2 Nr. 5 Satz 6 Buchstabe a
Satz 2, Satz 7 Nr. 1, Satz 2 Nr. 6).

ff) Verbot ohne Entrichtung von Gebühren an Park-
uhren- und Parkscheinautomaten zu parken sowie die
Höchstparkzeit zu überschreiten

gg) Verbot auf Anwohnerparkplätzen zu parken.

Die unter III. 1. angeführten Voraussetzungen von Ausnah-
megenehmigungen liegen in vielen Fällen der GV-Amtstätig-
keit vor, deshalb sind die Ausnahmegenehmigungen für die
GV in den einzelnen Bundesländern nicht nur gerechtfertigt
sondern auchnotwendig.

Diese Ausnahmen können genehmigt werden sowohl für
einen Einzelfall als auch alswiderrufliche (z. B. bei Miß-
brauch!) auf drei Jahre befristete Dauerausnahmegenehmi-
gung (VwV Abs. VI zu § 46 StVO). Angesichts der Vielzahl
ausnahmegeeigneter Amtshandlungen kommt für GV grund-
sätzlich keine Einzelfallgenehmigung (unzumutbarer Auf-
wand) sondern nur eine auf drei Jahre befristete Dauerausnah-
megenehmigung in Frage. Die Gebühren für Ausnahmegeneh-
migungen werden nach Anlage 1 Gebühren-Nr. 264 GebOSt
in einem Rahmen von 20 bis 600 DM berechnet, es sei denn es
besteht Gebührenfreiheit. Für GV kommt Gebührenfreiheit in
Betracht (§ 5 GebOSt).

Vorgenannte Ausnahmegenehmigungen (a, b) sind zweck-
mäßigerweise von dem jeweiligen Landesjustizministerium

Zeichen 242

Beginn eines
Fußgängerbereichs

Zeichen 241

Getrennter
Rad- und Fußweg

Zeichen 250

Verbot für
Fahrzeuge aller Art

(bzw. Justizsenator) oder Landesverband der Gerichtsvollzie-
her im Deutschen Gerichtsvollzieherbund zu beantragen.

3. Ausnahmegenehmigungen nach § 46 Abs. 1 StVO
(kleine Lösung)

Die Straßenverkehrsbehörde, in deren Bezirk von der Aus-
nahmegenehmigung Gebrauch gemacht werden soll, kann von
den in§ 46 Abs. 1 katalogmäßig zusammengestellten Verbo-
ten (aber nicht darüber hinaus) Ausnahmen genehmigen
(§§ 46 Abs. 1, § 47 Abs. 2 StVO). In die Kompetenz der je-
weils zuständigen Straßenverkehrsbehörde fällt die Genehmi-
gung der unterIII.  2. b) genannten Ausnahmen aa) – gg). Der
einzelne Gerichtsvollzieher muß bei der Straßenverkehrsbe-
hörde, in deren Bezirk er von den Ausnahmegenehmigungen
Gebrauch machen will, diese Ausnahmegenehmigungen bean-
tragen, zweckmäßigerweise als (widerrufliche) auf drei Jahre
befristeteDauerausnahmegenehmigung. Voraussetzung der
Genehmigung ist, wie im Falle der mittleren Lösung (dazu
III. 1.)

– daß die Fahrten, bei Anlegung eines strengen Maßstabes,
besonders dringlich sind,

– daß durch die Inanspruchnahme der Ausnahmegenehmi-
gung dieVerkehrssicherheit nur unwesentlich beeinträch-
tigt (keine Gefährdung!) und die Verkehrsflüssigkeit mög-
lichst wenig eingeschränkt wird (VwV zu § 46 StVO). Zur
näheren Begründung der besonderen Dringlichkeit und
ausnahmebedingten unwesentlichen Beeinträchtigung der
Verkehrssicherheit und Verkehrsflüssigkeit wird Bezug
genommen auf dieauch hier maßgebenden Ausführungen
zu III. 1. Bei der Antragstellung ist es sinnvoll auf spezielle
Besonderheiten im Amtsbezirk des GV hinzuweisen (z. B.
Stadtmitte). Abschließend sei noch bemerkt, daß eine An-
frage des Verfassers beim zuständigen Referat des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Technologie und
Verkehr, ob dieStraßenverkehrsbehörden Ausnahmen für
GV genehmigen (kleine Lösung), mit Schreiben vom
13. 08. 96 so beantwortet wurde:„Derartige Ausnahme-
genehmigungen werden regelmäßig erteilt“.

Zur Kostenschuld bei Vollstreckung des Hauptzollamtes auf Ersuchen eines
Sozialversicherungsträgers

Von Richter am Amtsgericht Dr. Arndt Lorenz, Bergheim

2) Der Beschwerdewert von 100,– DM wird nur selten erreicht.1) Schnapp, in: GK-SGB-X 1 (1991), § 7 Rdnr. 6.
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wenn § 252 AO materiell-rechtlich nicht zu einem Übergang
der zu vollstreckenden Forderung vom Sozialversicherungsträ-
ger auf die Bundesrepublik Deutschland führt9), so ist letztere
doch für etwaige Rechtsbehelfe des Vollstreckungsschuldners
oder eines Dritten passivlegitimiert10), d. h. selbst Partei. Dies
kommt einer Verfahrens-11) bzw. Prozeßstandschaft12) gleich,
bei der ein fremdes Recht im eigenen Namen gerichtlich geltend
gemacht wird. Wenn also das Hauptzollamt den Gerichtsvoll-
zieher „beauftragt“, so handelt es damit nicht als Vertreter des
jeweiligen Sozialversicherungsträgers, sondern in Ausübung
eines selbständigen, nicht vom Forderungsinhaber abgeleiteten
Antragsrechtes, d. h. im eigenen Namen13). Auftraggeber bzw.
Antragsteller i. S. von § 3 I Nr. 1 GvKostG sind damit nicht die
Sozialversicherungsträger, sondern das Hauptzollamt14) bzw.
der Bund15) als Körperschaft.

Gemäß § 8 I S. 1 GvKostG sind aber der Bund und damit
auch das Hauptzollamt „an sich“ von der Zahlung von Kosten
befreit. Dieses Ergebnis sehen einige Amtsgerichte als unbil-
lig an. So tritt dasAG Kandel16) für eine „restriktive Ausle-
gung“17) des § 8 GvKostG ein. Diese Vorschrift solle den
Bund, die Länder und die weiteren von ihr erfaßten Institutio-
nen nach ihrem Sinn und Zweck nur dann von der Kosten-
pflicht befreien, wenn diese für sich selbst oder eine andere
kostenbefreite Behörde tätig würden. Hier handele aber das
Hauptzollamt im Grunde im fremden Auftrag und fremden In-
teresse. So würden im Rahmen der Vollstreckung eingehende
Beträge zwar kassenmäßig registriert, jedoch nur als durchlau-
fende Posten, die in den Haushaltsplan des Bundes nicht auf-
genommen würden. Gebühren für Vollstreckungsmaßnahmen
seiner Vollstreckungsbeamten reiche das Hauptzollamt an den
eigentlichen Gläubiger bzw. Auftraggeber zur Begleichung
weiter, wenn beim Schuldner nichts beizutreiben sei. Etwas
anderes gelte nur dann, wenn der Gläubiger selbst Gebühren-
freiheit genieße. Daher könne der Gerichtsvollzieher in Fällen
der vorliegenden Art dem Hauptzollamt die Kosten in Rech-
nung stellen. Zur Begründung dieses Ergebnisses wird vom
AG Bad Hersfeld18) zusätzlich auf § 250 AO hingewiesen.
Wenn das Hauptzollamt danach „an die Stelle“ der anderen
Vollstreckungsbehörde trete, soweit es auf deren Ersuchen
Vollstreckungsmaßnahmen ausführe, so sei es im Zwangs-
vollstreckungsverfahren so zu behandeln, als betreibe die er-
suchende Körperschaft selbst die Zwangsvollstreckung. Stehe
z. B. dem ersuchenden Landesarbeitsamt keine Kostenfreiheit
zu, so müsse dies auch für das Hauptzollamt gelten.

DasAG Brühl19) schließlich hat dieses Ergebnis aus einer
entsprechenden Anwendung der Rechtsprechung zur Prozeß-
kostenhilfe bei Prozeßstandschaft herzuleiten versucht. Für die
Prozeßkostenhilfe sei anerkannt, daß dann, wenn ein Recht zur
Einziehung übertragen werde und die Rechtsverfolgung durch
den Antragsteller ausschließlich im Drittinteresse erfolge, es
auch auf die Bedürftigkeit des Dritten maßgebend ankomme.

3) AG Düsseldorf, DGVZ 1991, 121; AG Brühl, Beschl. v.
27. 8. 1992, AZ: 46 M 2407/92, n. veröff.; AG Kandel, DGVZ 1994,
122; AG Kamen, DGVZ 1994, 123; AG Castrop-Rauxel, DGVZ
1994, 123; AG Siegburg, DGVZ 1994, 124 f.; AG Bad Hersfeld,
DGVZ 1995, 30.

4) AG Osnabrück, DGVZ 1989, 31 = Rpfleger 1989, 344; AG
Bersenbrück, DGVZ 1991, 15; AG Neuss, DGVZ 1991, 159; AG
Rheine, DGVZ 1992, 79; AG Bergheim, DGVZ 1993, 59; AG Euskir-
chen, DGVZ 1994, 125; LG Wiesbaden, DGVZ 1995, 155; AG
Hanau, DGVZ 1995, 175; AG Waldbröl, DGVZ 1996, 127;Haren-
berg, DGVZ 1990, 50;Hartmann, Kostengesetze, 26. Aufl. (1995),
§ 8 GvKostG Rdnr. 3 und 6;Winterstein, Gerichtsvollzieherkosten-
recht, 3. Aufl. (1995), § 8 GvKostG Anm. 4 m. w. Nachw.;Schröder-
Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher, 9. Aufl (1994), § 8
GvKostG Rdnr. 12.

5) AG Hanau, DGVZ 1989, 122 (jedoch mittlerweile aufgegeben,
s. o. Fußn. 4); AG Bonn, DGVZ 1990, 93; AG Dortmund, DGVZ
1994, 121; AG Köln, DGVZ 1994, 122; AG Bergisch-Gladbach,
DGVZ 1995, 30;Krauthausen, Anm. zur Entsch. AG Osnabrück,
Rpfleger 1989, 344;Korintenberg-Lappe, KostO, 13. Aufl. (1995),
Anh. C I „Sozialrechtliche Verfahren“. Eine Haftung jedenfalls des
Hauptzollamtes verneinen auch AG Frankfurt, DGVZ 1994, 142, und
AG Stockach, DGVZ 1996, 79.

6) Winterstein (o. Fußn. 4), § 8 GvKostG Anm. 4.
7) Hartmann (o. Fußn. 4), § 3 GvKostG Rdnr. 2.
8) AG Stockach, DGVZ 1996, 79.
9) AG Dortmund, DGVZ 1994, 121 (122); AG Euskirchen,

DGVZ 1994, 125 (126); AG Frankfurt a. M., DGVZ 1994, 142; AG
Bad Hersfeld, DGVZ 1995, 30;Harenberg, DGVZ 1990, 50.

10) AG Bersenbrück, DGVZ 1991, 15; AG Euskirchen, DGVZ
1994, 125 (126);Kühn/Hofmann, AO, 17. Aufl. (1995), § 252
Rdnr. 1; Klein/Orlopp, AO, 5. Aufl. (1995), § 250 Rdnr. 7;Tipke/
Kruse, AO, FGO, 16. Aufl. (1996), Stand: 77. Lfg., § 252 Rdnr. 2.

Die Gerichtsvollzieher haben zur Vorführung bei den
Hauptzollämtern mitunter erhebliche Wege zurückzulegen,
für die sie nach § 11 Nr. 3 GVO aus der Landeskasse keinen
Ersatz erhalten. Für sie stellt sich daher die Frage, wer außer
dem Vollstreckungsschuldner für die Kosten einzustehen hat.
Dabei geht es um die Verhaftungs- bzw. Vorführungsgebühr
(§ 26 GvKostG) und die Auslagen, insbesondere das sog. We-
gegeld (§ 37 GvKostG). Die Antwort fällt unterschiedlich aus.
Während einige meinen, der Gerichtsvollzieher könne trotz
§ 8 GvKostG dem Hauptzollamt die Kosten in Rechnung stel-
len3), geht die im Vordringen begriffene Auffassung von einer
Einstandspflicht des betreffenden Sozialversicherungsträgers
aus4). Teilweise wird auch die Ansicht vertreten, die Kosten
könnten von keinem der beiden erhoben werden5).

II. Das Hauptzollamt als kostenbefreiter Auftraggeber

Neben dem Vollstreckungsschuldner ist nach § 3 I Nr. 1
GvKostG der sog. Auftraggeber Kostenschuldner. Die Ein-
standspflicht des jeweiligen Sozialversicherungsträgers be-
gründetWinterstein damit, Auftraggeber i. S. von § 3 I Nr. 1
GvKostG sei ausschließlich der im Vollstreckungstitel be-
nannte Gläubiger und nicht das Hauptzollamt, welches in des-
sen Namen den Antrag stelle6).

Diese Auffassung vermag nicht zu überzeugen. Wenn in § 3
I Nr. 1 GvKostG von dem Auftraggeber die Rede ist, so ist
damit wie in § 49 S. 1 GKG der Antragsteller gemeint7). Das
Hauptzollamt vertritt aber nicht bloß den jeweiligen Sozialver-
sicherungsträger bzw. den Vollstreckungsgläubiger bei der An-
tragstellung; vielmehr führt es die Vollstreckung aufgrund einer
eigenen, ihm gesetzlich übertragenen Machtposition durch8).
Diese eigenständige Stellung kommt in § 252 AO zum Aus-
druck, wonach im Vollstreckungsverfahren diejenige Körper-
schaft als Gläubigerin der zu vollstreckenden Ansprüche gilt,
der die Vollstreckungsbehörde – hier: das Hauptzollamt – ange-
hört. Die Bundesrepublik Deutschland wird damit als Gläubige-
rin der Forderung des Sozialversicherungsträgers fingiert. Auch

11) Korintenberg-Lappe (o. Fußn. 5), § 11 Rdnr. 34 a.
12) AG Frankfurt a. M., DGVZ 1994, 142; AG Stockach, DGVZ

1996, 79;Engelhardt/App, VwVG, VwZG, 4. Aufl. (1996), Anh. AO
§ 252 Anm. 2.

13) AG Frankfurt a. M., DGVZ 1994, 142; AG Bergisch-Glad-
bach, DGVZ 1995, 29 (30); AG Bad Hersfeld, DGVZ 1995, 30 (31);
Koch/Scholtz-Szymczak, AO, 5. Aufl. (1996), § 250 Rdnr. 7/1.

14) AG Bonn, DGVZ 1990, 94 (95); AG Köln, DGVZ 1994, 122.
15) AG Hanau, DGVZ 1989, 122; AG Frankfurt a. M., DGVZ

1994, 142.
16) DGVZ 1994, 122.
17) Methodologisch dürfte es sich eher um eine teleologische Re-

duktion des § 8 GvKostG handeln.
18) DGVZ 1995, 30 f.
19) Beschl. v. 27. 08. 1992, AZ: 46 M 2407/92, n. veröff.
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Im Rahmen von § 252 AO trete das Hauptzollamt ähnlich ei-
nem Prozeßstandschafter für eine Sozialbehörde auf, die ihrer-
seits keine Kostenfreiheit genieße. Da es aber auf die – fehlen-
de – Kostenbefreiung derjenigen Stelle ankomme, in deren In-
teresse ausschließlich die Vollstreckung erfolge, könne der
Gerichtsvollzieher im hier zu entscheidenden Fall dem Haupt-
zollamt auch die Kosten in Rechnung stellen.

Soweit es von den Vertretern einer eingeschränkten An-
wendung des § 8 GvKostG als unbillig empfunden wird, wenn
die Sozialversicherungsträger bei Einschaltung des Hauptzoll-
amtes von den Kosten befreit wären, ist ihnen beizupflichten.
Denn in Anbetracht der Kostenschuld bei Vollstreckung nach
§ 66 IV SGB-X ist ein rechtfertigender Grund für eine derarti-
ge Ungleichbehandlung nicht ersichtlich. Gleichwohl vermag
die vermeintliche Lösung, nämlich die „restriktive Ausle-
gung“ bzw. teleologische Reduktion des § 8 GvKostG zu La-
sten des Hauptzollamtes bzw. des Bundes, nicht zu überzeu-
gen. Im Gegensatz etwa zur Rechtslage bei der gewillkürten
Prozeßstandschaft, wo der Prozeßstandschafter oftmals als
Beauftragter des Rechtsinhabers einen Anspruch auf Prozeß-
kostenvorschuß bzw. Aufwendungsersatz haben wird20), wür-
den hier das Hauptzollamt bzw. der Bund in aller Regel auf
den Kosten des Gerichtsvollziehers, d. h. insbesondere dem
Wegegeld sitzen bleiben. Nach § 7 S. 1 SGB-X21) haben die
Sozialversicherungsträger als ersuchende Behörden dem
Hauptzollamt als ersuchter Behörde Auslagen auf Anforde-
rung nur dann zu erstatten, wenn diese im Einzelfall 50,– DM
übersteigen. Die weit überwiegende Anzahl der einschlägigen
Fälle bewegt sich aber gerade in dem Kostenrahmen bis 50,–
DM. Daß die Hauptzollämter bzw. der Bund diese Kosten
auch dann sollten tragen müssen, wenn sie nicht bei eigener
Vollstreckung, sondern bei Vollstreckung mittels Gerichts-
vollzieher anfallen, läßt sich aber der Regelung des § 252 AO
ebensowenig entnehmen, wie eine Kostenbefreiung des Sozi-
alversicherungsträgers. Die als unbillig empfundene Kosten-
freiheit des letzteren würde mithin lediglich durch eine ebenso
unbillige Kostenbelastung der Hauptzollämter bzw. des Bun-
des ersetzt. Erweist sich somit die vorgeschlagene „restriktive
Auslegung“ des § 8 GvKostG als nicht sachgerecht, so wird
man an der Kostenfreiheit des Hauptzollamtes als Auftragge-
ber festhalten müssen.

III. Zur Kostenschuld des Sozialversicherungsträgers

Wendet sich der Gerichtsvollzieher an den Sozialversiche-
rungsträger, so wird dieser einwenden, nicht er, sondern das
Hauptzollamt sei Auftraggeber i. S. von § 3 I Nr. 1 GvKostG.
Zwar ist ihm darin – wie gesehen – beizupflichten; gleichwohl
muß sich der Sozialversicherungsträger u. U. kostenrechtlich
wie ein Auftraggeber bzw. Antragsteller behandeln lassen. Bei
der vorliegenden Fallgestaltung kommt eine analoge Anwen-
dung des § 3 I Nr. 1 GvKostG auf den Sozialversicherungs-
träger als Titelgläubiger in Betracht.

Läßt das Gesetz einen Sachverhalt ungeregelt, der nach sei-
nem Regelungsplan einer Regelung bedürftig ist, dann kann
diese Lücke im Wege der sog. Analogie geschlossen werden.
Sie besteht darin, daß die für einen ähnlichen Sachverhalt im
Gesetz enthaltene Regel auf den nicht geregelten Sachverhalt
entsprechend angewandt wird22). Die für eine Analogie erfor-

derliche planwidrige Unvollständigkeit des Gesetzes liegt vor.
Es kann nicht davon ausgegangen werden, der Gesetzgeber
habe bei der Abfassung des § 252 AO bewußt die Frage der
Kosten(-befreiung) für derartige Fälle mitregeln wollen23).
Dagegen spricht, daß in den insoweit eindeutigen Vorschriften
der §§ 8 GvKostG und 2 GKG die Träger staatlicher Gewalt,
welche Kostenbefreiung genießen sollen, enumerativ aufge-
zählt sind24). Die Sozialversicherungsträger gehören gerade
nicht zu diesen Trägern staatlicher Gewalt.

Ob zwei Sachverhalte die für eine Analogie nötige Ähnlich-
keit aufweisen, entscheidet sich danach, ob sie in den für die
rechtliche Wertung maßgeblichen Hinsichten übereinstimmen
oder nicht. Wie bereits eingangs dargestellt sind die Sozialver-
sicherungsträger Kostenschuldner gemäß § 3 I Nr. 1 GvKostG,
wenn sie die Vollstreckung ihrer Leistungsbescheide gemäß
§ 66 IV SGB-X „in entsprechender Anwendung der Zivilpro-
zeßordnung“, d. h. unter Einschaltung eines Gerichtsvollziehers
betreiben. Mit diesem kostenrechtlich geregelten Sachverhalt
stimmt die Verwaltungsvollstreckung unter Einschaltung des
Hauptzollamtes in wesentlichen Punkten überein. So dient die
Tätigkeit des Gerichtsvollziehers allein dem wirtschaftlichen
Interesse des Sozialversicherungsträgers25). Zudem beruht sie
letztlich auf dessen Ersuchen gegenüber dem Hauptzollamt. Da
auch bei der Verwaltungsvollstreckung die Anordnung der Haft
und ihre Vollstreckung dem Amtsgericht bzw. dem Gerichts-
vollzieher vorbehalten sind, ergibt sich eine Änderung in der
Zuständigkeit der Vollstreckungsorgane bei der hier vorliegen-
den Fallgestaltung zwangsläufig26). Hier wie dort ist letztlich
der Gerichtsvollzieher einzuschalten27). Damit ist der Sozialver-
sicherungsträger gleichsam Auftraggeber hinter dem Auftrag-
geber. Daß in dem einen Fall der Gerichtsvollzieher unmittelbar
von dem Sozialversicherungsträger „beauftragt“ wird, während
in dem anderen Fall das Hauptzollamt zwischengeschaltet ist,
ist kein Umstand, der kostenrechtlich eine Ungleichbehandlung
rechtfertigt. Wenn in diesem Zusammenhang mitunter darauf
hingewiesen wird, das Kostenrecht sei lediglich Folgerecht und
knüpfe als solches an die formale Rechtsstellung als Auftragge-
ber i. S. von § 3 I Nr. 1 GvKostG an28), so wird dabei nicht hin-
reichend berücksichtigt, daß das Hauptzollamt den Gerichts-
vollzieher im alleinigen wirtschaftlichen Interesse des Sozial-
versicherungsträgers beauftragt. Nach der höchstrichterlichen
Rechtsprechung entspricht es bei der Bewilligung von Prozeß-
kostenhilfe einem „übergeordneten Grundsatz“, daß das Inter-
esse des wahren Berechtigten an der Führung des Prozesses im
Kostenbereich Berücksichtigung finden muß29). Dahinter steht
die Überlegung, daß der vermögende Zedent den nichtvermö-
genden Antragsteller nicht soll vorschieben dürfen, um einen
billigen Prozeß zu führen30). Auf den hier zu beurteilenden Fall

20) Stein/Jonas-Bork, ZPO, 21. Aufl. (1994), § 114 Rdnr. 7 a. E.;
Korintenberg-Lappe (o. Fußn. 5), § 2 Rdnr. 30 a.

21) § 115 I S. 2 AO ist nicht anzuwenden, da § 5 VwVG nicht auf
diese Vorschrift verweist.

22) Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 6. Aufl.
(1991), S. 381 ff.

23) AG Bersenbrück, DGVZ 1991, 15; AG Neuss, DGVZ 1991,
159; AG Rheine, DGVZ 1992, 79; AG Castrop-Rauxel, DGVZ 1994,
123 (124); AG Euskirchen, DGVZ 1994, 125 (126); AG Bad Hersfeld,
DGVZ 1995, 30; vgl. auch die Begründung „zu § 234 – Vollstrek-
kungsgläubiger“ des Regierungsentwurfs, BT-Drucks. VI (1971)/
1982, S. 175.

24) AG Bersenbrück, DGVZ 1991, 15; AG Rheine, DGVZ 1992, 79.
25) Die im Rahmen der Zwangsvollstreckung erzielten Erlöse ste-

hen dem Titelgläubiger, mithin dem Sozialversicherungsträger zu
(vgl. AG Euskirchen, DGVZ 1994, 125, 126; siehe hierzu auchBeer-
mann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO, FGO, 10. Aufl. (1995),
Stand: 147. Lfg, § 250 Rdnr. 43).

26) AG Osnabrück, DGVZ 1989, 31.
27) AG Castrop-Rauxel, DGVZ 1994, 123 (124).
28) AG Bonn, DGVZ 1990, 93 f; AG Köln, DGVZ 1994, 122; AG

Bergisch-Gladbach, DGVZ 1995, 29 (30).
29) Vgl. BGH, VersR 1992, 594, und KG, FamRZ 1989, 82.
30) Vgl. Baumbach/Lauterbach-Hartmann, ZPO, 54. Aufl.

(1996), § 114 Rdnr. 55 Stichwort „fremdes Recht“ m. w. Nachw.
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übertragen heißt das, daß der – nicht kostenbefreite – Sozialver-
sicherungsträger auch bei Verwaltungsvollstreckung mit Hilfe
des – kostenbefreiten – Hauptzollamtes wie ein Antragsteller
bzw. Auftraggeber zu behandeln, d. h. Kostenschuldner ist.
Praktikabilitätserwägungen stehen einer analogen Anwendung
des § 3 I Nr. 1 GvKostG auf den Sozialversicherungsträger
nicht entgegen. Soweit dasAG Köln31) für ein „rein formales“
Verständnis des Auftraggeberbegriffes i. S. von § 3 GvKostG
mit dem Argument eintritt, nur so ließe sich mit der erforderli-
chen Sicherheit feststellen, wer Kostenschuldner i. S. von § 3 I
GvKostG sei, vermag dies nicht überzeugen. Denn der Titel-
gläubiger32) – hier: der Sozialversicherungsträger –, dessen An-
spruch in dem Vollstreckungstitel verbrieft ist, ist für den Ge-
richtsvollzieher aus dem Leistungsbescheid leicht erkennbar.
Warum dieser tatsächliche Umstand nicht als Grundlage für die
Erhebung der Gerichtsvollzieherkosten sollte geeignet sein, ist
nicht ersichtlich. Auch von einer „Rückgängigmachung“ der
mit § 252 AO bezweckten Erleichterungen bei den Kosten der
Zwangsvollstreckung kann ernsthaft keine Rede sein33).

Nun wird freilich die Auffassung vertreten, das öffentlich-
rechtliche Justizkostenrecht, bestehend aus GKG, KostO und
GvKostG, lasse eine Analogie nicht zu34). Dies gelte für Ge-
bühren, Auslagen, Wert und Kostenschuldner. Allenfalls zu-
gunsten des Kostenschuldners sei eine Analogie zulässig. Die
in § 1 GvKostG enthaltene Formulierung „nur nach diesem
Gesetz“ gebe nur Sinn, wenn man ihr mehr als den Anwen-
dungsbereich des Gesetzes entnehme. Das könne aber „eigent-
lich“ nur das Verbot der Analogie sein35).

Dem ist in dieser Allgemeinheit indes nicht zu folgen. § 1
GvKostG soll zunächst den Geltungsbereich des Gerichtsvoll-
zieherkostengesetzes regeln. Dies ergibt sich aus der amtlichen
Überschrift und der Begründung zum Regierungsentwurf des
Kostenänderungsgesetzes36). Danach sollten das Gebührenrecht
für Gerichtsvollzieher in Anlehnung an die Systematik der Ko-
stenordnung umfassend bundeseinheitlich geregelt und zahlrei-
che verstreute bundes- und landesrechtliche Vorschriften außer
Kraft gesetzt werden. Darüberhinaus besagt § 1 GvKostG nur,
daß Kosten, d. h. Gebühren und Auslagen nur erhoben werden
dürfen, wenn für die erfolgte Tätigkeit das GvKostG den Ansatz
von Kosten vorsieht37). Man mag daher nach dem Sinn und
Zweck des § 1 GvKostG die teilweise kasuistischen und damit
einer Analogie ohnehin nur schwer zugänglichen Regelungen38)
im zweiten („Einzelne Gebührenvorschriften“) und dritten Ab-
schnitt („Auslagen“) des GvKostG entsprechend dem Kosten-
verzeichnis zum GKG39) als grundsätzlich nicht analogiefähig
ansehen können. Zwingend ist aber selbst diese – § 3 GvKostG
nicht erfassende – Folgerung nicht. Denn der Regierungsent-
wurf zum Kostenänderungsgesetz hatte sich „zum Ziel gesetzt,
Streitfragen zu klären und, soweit erforderlich, die einzelnen

Kostenvorschriften der neuen Rechtsentwicklung und den Be-
dürfnissen der Praxis anzupassen“40). Mit diesem gesetzgeberi-
schen Anliegen läßt sich die Annahme eines strikten Analogie-
verbotes nur schwer in Einklang bringen. Zudem ist die Analo-
gie ein von der Rechtsordnung anerkanntes Mittel zur Ausfül-
lung von Gesetzeslücken bzw. Rechtsfortbildung. Jedes Gesetz
ist wegen der Vielgestaltigkeit der Lebensverhältnisse und ihres
ständigen Wandels notwendig lückenhaft. Die Rechtsfortbil-
dung ist deshalb nicht nur Recht, sondern auch Pflicht der Ge-
richte. Davon geht auch § 137 GVG als selbstverständlich aus.
Aus dem Umstand, daß die Verfassung gerade für das Strafrecht
meinte, ein Analogieverbot in Art. 103 II GG statuieren zu müs-
sen, läßt sich der Schluß ziehen, daß im übrigen – also auch im
Justizkostenrecht – ein Bedürfnis hierfür nicht gesehen
wurde41). Auch im Steuerrecht ist das lange Zeit von der h. M in
Schrifttum und Rechtsprechung vertretene Verbot der steuerbe-
gründenden und steuerverschärfenden Analogie ins Wanken
geraten42). In der soweit ersichtlich letzten hierzu veröffentlich-
ten höchstrichterlichen Entscheidung hat sich der4. Senat des
BFH ausdrücklich gegen ein solches Verbot ausgesprochen43).
So werde für das – außerhalb des Steuerrechts liegende – Ein-
griffsverwaltungsrecht aus dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit
der Verwaltung ebenfalls kein Lückenfüllungs- und Analogie-
verbot abgeleitet. Auch das Gebot der Rechtssicherheit schließe
in Einzelfällen eine Lückenfüllung durch steuerverschärfende
Analogie nicht aus. Der Wortsinn eines Gesetzes biete schon
deswegen keine hinreichende Grundlage für den Vertrauens-
schutz, weil innerhalb des möglichen Wortsinns meistens meh-
rere Auslegungsmöglichkeiten in Betracht kämen. Entscheiden-
der Anknüpfungspunkt für einen etwaigen Vertrauensschutz
könne deshalb nur der im Gesetz zum Ausdruck gekommene
Sinnzusammenhang – der gesetzgeberische Plan – sein.

Auch die ArgumentationLappes, der ein allgemeines Ana-
logieverbot im Justizkostenrecht aus einem Umkehrschluß aus
§ 2 BRAGO herzuleiten versucht44), steht der hier vertretenen
analogen Anwendung des § 3 I Nr. 1 GvKostG nicht entgegen.
Die BRAGO will nur die Höhe der Gebühren des Rechtsanwalts
umfassend und vollständig regeln. Über den Grund des Vergü-
tungsanspruchs sagt sie regelmäßig nichts aus. So ist es auch
nicht Aufgabe des § 2 BRAGO, einen sonst nicht gegebenen
Gebührenanspruch zu begründen. Nach dieser Vorschrift ist
vielmehr nur die Höhe einer dem Grunde nach verdienten Ver-
gütung zu bestimmen45). Soweit es – wie hier – um Fragen der
Kostenschuld dem Grunde nach geht, läßt sich mithin aus § 2
BRAGO kein systematisches Argument für oder wider eine
analoge Anwendung des § 3 I Nr. 1 GvKostG herleiten.

Gleiches gilt im Ergebnis für das mitunter im Bereich der öf-
fentlichrechtlichen Justizkosten für ein Analogieverbot ins Feld
geführte Argument, nach der Rechtsprechung des BVerfG46)
verlange die Rechtssicherheit ein überschaubares Kostenrisiko
und damit die Vorausberechenbarkeit der Gerichtskosten47).
Zum einen trägt der Sozialversicherungsträger in analoger An-

31) DGVZ 1994, 122.
32) Der Begriff des „Titelgläubigers“ (vgl. hierzu auch AG Sieg-

burg, DGVZ 1994, 124) ist freilich von dem materiell-rechtlichen
Gläubigerbegriff zu unterscheiden. Die materielle Berechtigung wird
zwar regelmäßig mit der formalen Stellung als Titelgläubiger zusam-
menfallen, muß es aber nicht in jedem Falle (insoweit zutreffend AG
Köln, DGVZ 1994, 122).

33) So AG Dortmund, DGVZ 1992, 121 (122) für den Rückgriff
auf das materielle Recht.

34) Lappe, Rpfleger 1984, 337;Zöller-Vollkommer, ZPO,
19. Aufl. (1995), Einl. Rdnr. 97;Hartmann (o. Fußn. 4), Grdz. vor § 1
GvKostG Rdnr. 9;Schröder-Kay (o. Fußn. 4), § 1 GvKostG Rdnr. 3.

35) AusführlichLappe, Rpfleger 1984, 337.
36) BT-Drucks. II (1953)/2545, S. 196.
37) Vgl. Winterstein (o. Fußn. 4), § 1 GvKostG Anm. 3 lit. a).
38) Zutreffend insoweitLappe, Rpfleger 1984, 338.
39) Vgl. OLG Karlsruhe, Rpfleger 1989, 172 m. w. Nachw.

40) Vgl. BT-Drucks. II (1953)/2545, S. 154.
41) Herzog, StbJb. 1985/86, 43 f.
42) Vgl. zum Meinungsstand ausführlichTipke, Die Steuerrechts-

ordnung, Band I (1993), S. 202 ff., der sich mit eingehender Begrün-
dung gegen ein Analogieverbot im Steuerrecht ausspricht.

43) BFH, BB 1984, 515 = DStZ 1984, 283; kritisch hierzuOffer-
haus, BB 1984, 993; zustimmend dagegenPlückebaum, Anm. zur
Entscheidung BFH, DStZ 1984, 283 (284).

44) Lappe, Rpfleger 1984, 338.
45) Gerold/Schmidt-Madert, BRAGO, 12. Aufl. (1995), § 2

Rdnr. 1; Riedel/Sussbauer-Fraunholz, BRAGO, 7. Aufl. (1995) § 1
Rdnr. 2 und § 2 Rdnr. 1.

46) BVerfGE 34, 348 (365).
47) Schröder-Kay(o. Fußn. 4), § 1 GvKostG Rdnr. 3
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wendung des § 3 I Nr. 1 GvKostG der Höhe nach das gleiche
Kostenrisiko, welches er auch bei eigener Antragstellung zu tra-
gen hätte; deshalb ist es für ihn jedenfalls nicht schwieriger, die
Kosten im voraus zu berechnen. Zum anderen gehört er nach
der ausdrücklichen Regelung des § 8 GvKostG gerade nicht zu
denjenigen, die persönlich von den Kosten befreit sind. Ein
hierauf gerichtetes Vertrauen des jeweiligen Sozialversiche-
rungsträgers wäre daher nicht schutzwürdig.

IV. Ergebnis

Zusammenfassend bleibt festzustellen, daß ein Sozialversi-
cherungsträger nicht nur dann als sog. Auftraggeber Kosten-
schuldner ist, wenn er die Vollstreckung seiner Leistungsbe-
scheide „in entsprechender Anwendung der Zivilprozeßord-
nung“ betreibt. Er schuldet vielmehr in analoger Anwendung
des § 3 I Nr. 1 GvKostG die Kosten auch dann, wenn er im Rah-
men eines Verwaltungszwangsverfahrens das Hauptzollamt
einschaltet. Die Kostenbefreiung des Hauptzollamtes bzw. des
Bundes nach § 8 GvKostG kommt ihm dabei nicht zugute.

Im Einzelfall kann der Gerichtsvollzieher die Erledigung des
Auftrags von der Zahlung eines Vorschusses abhängig machen,

§ 5 GvKostG. Zwar ist das Hauptzollamt wie gesehen kostenbe-
freit mit der Folge, daß „an sich“ gemäß Nr. 9 II lit. c) der sog.
Gerichtsvollzieherkostengrundsätze ein Vorschuß nicht zu er-
heben ist; indes gilt dies für den Sozialversicherungsträger als
Körperschaft des öffentlichen Rechts nur im Regelfall, Nr. 9 III
lit. a) GvKostGr. Die vorgenannte, für den Gerichtsvollzieher
grundsätzlich bindende Durchführungs- bzw. Verwaltungsbe-
stimmung48) schließt im Einzelfall die Erhebung eines Kosten-
vorschusses nicht aus49). Besteht Grund zu der Annahme, daß
der jeweilige Sozialversicherungsträger aufgrund der Einschal-
tung des Hauptzollamtes nicht bereit sein könnte, nach Erledi-
gung des Auftrags für die Kosten aufzukommen, so dürfte die
Einforderung eines Vorschusses durch den Gerichtsvollzieher
nicht zu beanstanden sein. Der Wortlaut des § 5 GvKostG steht
einem solchen Vorgehen jedenfalls nicht entgegen.

48) Vgl. Hartmann (o. Fußn. 4), Grdz vor § 1 GvKostG Rdnr. 4
m. w. Nachw.

49) LG Wiesbaden, DGVZ 1995, 155; vgl. hierzu auchWinterstein
(o. Fußn. 4), § 5 GvKostG Anm. 2, der auf die Möglichkeit eines Vor-
schusses der Dienstbehörde nach § 12 GVO hinweist.

Gedanken zur Forderungsbefriedigung – Inkasso des Gerichtsvollziehers?
Von Rechtsanwalt Dr. Hans-Joachim Gottschalk, Wilhelmshaven

Die vielfältigen Forderungen nach einem „schlanken
Staat“ und einer Entlastung der Justiz lenken den Blick auch
auf das bisher eher ineffektive Mahnverfahren.

Die Praxis zeigt, daß der gegenwärtige Verfahrensablauf
zur Durchsetzung zivilrechtlicher Forderungen zeitintensiv ist
und wegen der Umständlichkeit der Verfahrensschritte durch-
aus erhebliche Arbeitskraft von den Wachtmeistern über Ge-
schäftsstelle, Kanzlei und Poststelle bis hin zum Rechtspfleger
bindet. Dies alles ohne inhaltliche Prüfung, da eine „Schlüs-
sigkeitsprüfung“ bekanntlich nicht mehr stattfindet und ledig-
lich die behauptete Forderung einen „amtlichen Anstrich“ er-
hält. Der den Mahnbescheid ausfertigende Rechtspfleger ist –
zugespitzt formuliert – als „bloßer Schreibautomat“ tätig. Ob
die eher bescheidenen Gebühren des Mahnverfahrens zumin-
dest bei geringen Streitwerten den umfänglichen gerichtlichen
Aufwand inkl. Postgebühren abdecken, darf bezweifelt wer-
den. Es drängt sich auch der Gedanke daran auf, die kostbare
Ressource „Rechtspfleger“ statusgerechteren Tätigkeiten zu-
zuführen, wobei z. B. an das künftige anspruchsvolle Insol-
venzverfahren zu denken ist.

Nach dem üppigen Hindernislauf bis zum Vollstreckungs-
bescheid erfolgt dann bekanntlich die erstmalige Einschaltung
des Gerichtsvollziehers. Hierbei stellt sich dann in einer sehr
großen Zahl der Fälle – zumal bei den massenhaften kleineren
Forderungen – durchausnicht überraschend heraus, daß die
Schuldner nicht zahlungsunwillig, aber zahlungsunfähig sind.
Ein beträchtlicher, zeitintensiver Aufwand für eine eher be-
scheidene Erkenntnis. Viel Lärm um nichts?

Diese unverhältnismäßige Aufwand-Ertrag-Relation löst
naturgemäß Nachdenken über Abhilfe aus. Hierbei ist häufig
ein Blick über die Grenzen erkenntniserweiternd, da das Rad
bekanntlich nicht immer neu erfunden werden muß. Für den
gegenständlichen Bereich kommt die Inkassotätigkeit der Ge-
richtsvollzieher bei unseren europäischen Nachbarn ins Vi-
sier. In Frankreich und den Benelux-Ländern sind die Ge-
richtsvollzieher mit hohen Erfolgsquoten im Bereich der vor-
gerichtlichen Einziehung von Forderungen tätig. Was spricht

gegen die Möglichkeit ohne vorgeschaltetes Mahnverfahren
den Gerichtsvollzieher mit einer Zahlungsaufforderung zu be-
auftragen und dem Schuldner ohne gerichtliche Befassung Ge-
legenheit zur direkten Beordnung zu geben? („Abwendungs-
verfahren“, „Unterwerfungsverfahren“)

Bei der Vielzahl der unbestrittenen Forderungen dürfte
dies die sachgerechtere Herangehensweise für die Forderungs-
durchsetzung sein. Man denke nur an die massenhaften Forde-
rungen von Energie- u. Versorgungsunternehmen, Zeitungen,
Wohnungsbaugesellschaften, Versandhäusern u. ä., die hier-
durch zum einen einen erheblichen Zeitgewinn erzielen und
zum anderen in nicht wenigen Fällen sogar zur sofortigen Be-
friedigung gelangen. Dies weil die Forderungen als solche re-
gelmäßig nicht zu bestreiten sind und der Gläubiger durch die
Einschaltung des Gerichtsvollziehers seinen ernsthaften
Durchsetzungswillen deutlich gemacht hat. Eine Verkürzung
der Rechte des Schuldners findet schon deshalb nicht statt,
weil diesem selbstverständlich unbenommen bleiben muß, die
Forderung zu bestreiten und damit das normale gerichtliche
Verfahren herbeizuführen. Die Tätigkeit des Gerichtsvollzie-
hers findet dann zunächst ihr Ende. Im übrigen ist in diesem
Zusammenhang erneut darauf hinzuweisen, daß auch das vor-
geschaltete Mahnverfahren wegen der weggefallenen Schlüs-
sigkeitsprüfung keinen rechtlichen Filter zum Schutze der
Schuldner vor unberechtigten Forderungen enthält.

In vielen Fällen wird es allerdings wegen der oft vorliegen-
den wirtschaftlichen Leistungsschwäche nicht zu dem wün-
schenswerten sofortigen Forderungsausgleich kommen. Dies
ist naturgemäß die Stunde der Ratenzahlungsvereinbarungen,
die aber ohnehin auch bei bisheriger Verfahrensweise häufig
das Ergebnis der Gerichtsvollzieherbeauftragung sind. Beim
gegenwärtigen Verfahren allerdings erst nach erheblichem
Zeitverlust, da die Mahnverfahren häufig länger dauern und
nicht nur in den neuen Ländern zu teilweise mehrmonatigem
Verzug führen. In diesem sozusagen überflüssigen Zeitraum
verschlechtert sich die wirtschaftliche Lage des Schuldners
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§ 885 ZPO; § 3 GVKostG; § 180 GVGA

Holt der Schuldner eingelagertes Räumungsgut nicht ab
und verzögert sich der bereits angeordnete Verkauf dessel-
ben, weil über eine gegen die Verkaufsanordnung einge-
legte Beschwerde über längere Zeit nicht entschieden
wird, so gehen die dadurch entstandenen Mehrkosten der
Einlagerung nicht zu Lasten des Gläubigers.

LG Mannheim, Beschl. v. 18. 8. 1995
– 1 T 4/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I. Im Rahmen der Zwangsvollstreckung aus einem Räu-
mungsurteil des Amtsgerichts Mannheim vom 15. 01. 1992
wurde auf Antrag der Gläubigerin am 14. 01. 1993 durch den
Gerichtsvollzieher die Zwangsräumung der Wohnung des
Schuldners durchgeführt. Das Räumungsgut wurde bei der
Spedition … eingelagert.

Nachdem der Gerichtsvollzieher eine neue Wohnungsan-
schrift des Schuldners nicht ermitteln konnte, stellte er am
05. 02. 1993 beim Vollstreckungsgericht den Antrag auf An-
ordnung der Verwertung des Räumungsgutes gem. § 885
Abs. 4 ZPO. Dem Antrag wurde mit Beschluß des Amtsge-
richts Mannheim vom 28. 05. 1993 unter gleichzeitiger Bewil-
ligung der öffentlichen Zustellung entsprochen. Der Vollzug
wurde von der Rechtskraft des Beschlusses abhängig gemacht.

Der von dem Schuldner am 25. 06. 1993 eingelegten Erin-
nerung half das Amtsgericht mit Beschluß vom 04. 01. 1994
nicht ab und legte die Akten dem Landgericht Mannheim zur
Entscheidung vor. Nachdem der Schuldner am 16. 09. 1994
das Räumungsgut abgeholt hatte, wurde über die Beschwerde
nicht mehr entschieden.

Der Gerichtsvollzieher verlangt von der Gläubigerin Zah-
lung der noch offenstehenden Lagerkosten in Höhe von DM
5.750,00 für die Zeit vom 01. 09. 1993 bis zum 16. 09. 1994.

Gegen diesen Kostensatz wendet sich die Gläubigerin mit
Schriftsatz vom 17. 10. 1994.

Mit Beschluß vom 15. 12. 1994 hat das Amtsgericht die
Erinnerung zurückgewiesen.

Gegen diesen Beschluß, der der Gläubigerin am 21. 12.
1994 zugestellt wurde, richtet sich die am 03. 01. 1995 einge-
gangene sofortige Beschwerde.

Der Bezirksrevisor beim Landgericht Mannheim hat mit
Schreiben vom 26. 06. 1995 Stellung genommen.

II. Die sofortige Beschwerde ist zulässig und teilweise be-
gründet.

1. Zu Recht hat das Amtsgericht ausgeführt, daß die Gläu-
bigerin gem. § 3 Abs. 1 Nr. 1 GvKostG als Auftraggeberin
grundsätzlich für sämtliche Kosten haftet, die im Zusammen-
hang mit der Erledigung ihres Zwangsvollstreckungsauftrags
entstehen. Dazu gehören im Fall der Räumungsvollstreckung
auch die Kosten für die Verwahrung des Räumungsguts (§ 885
Abs. 3 ZPO).

Im vorliegenden Fall sind von den in der Zeit vom 14. 01.
1993 bis 16. 09. 1994 entstandenen Einlagerungskosten in
Höhe von insgesamt ca. DM 9.000,00, die in der Zeit vom
01. 09. 1993 bis 16. 09. 1994 entstandenen Einlagerungsko-
sten von DM 5.750,00 im Streit.

Diese Kosten können ausnahmsweise dann nicht erhoben
werden, wenn sie durch eine unrichtige Sachbehandlung ent-
standen sind (§ 11 Abs. 1 GvKostG).

Die Kammer teilt die Auffassung des Amtsgerichts, daß
dem Gerichtsvollzieher kein pflichtwidriges Verhalten zur
Last gelegt werden kann. Vielmehr hat der Gerichtsvollzieher
schon 2 Wochen nach der Zwangsräumung und Einlagerung
des Räumungsguts beim Vollstreckungsgericht einen Antrag
auf Verwertung des Räumungsguts gem. § 885 Abs. 4 ZPO
gestellt. Dabei hat er ausdrücklich darauf hingewiesen, daß

bemerkt dürfte es vorteilhaft sein, die Überwachung und Ab-
wicklung der Ratenzahlungen wegen seiner größeren Klientel-
nähe beim Gerichtsvollzieher zu belassen, wenngleich diese
Modalitäten naturgemäß dem Gläubiger überlassen bleiben
müssen. Bei Nichteinhaltung der Ratenzahlungsvereinbarun-
gen ist aber für den Gläubiger auch bei dem neuen Modell je-
denfalls dann nichts verschlagen, wenn – was bei einer Re-
form vorzusehen wäre – die entsprechende Ratenzahlungsver-
einbarung vom zuständigen Gericht auf Antrag für vollstreck-
bar erklärt wird mit der Folge der Eröffnung des normalen
Zwangsvollstreckungsverfahrens. Hier mag man dann auch
noch eine Wartefrist analog § 798 a ZPO vorsehen, was aber
auch kein entscheidender Gesichtspunkt sein dürfte.

Natürlich wären bei der vorgeschlagenen Inkassoverlage-
rung neben den bereits angedeuteten Detailfragen auch grund-
sätzliche Gebührenfragen zu klären. Was hindert uns aber,
prinzipiell diesem schnellen, effektiven, personalkostenspa-
renden Verfahren näher zu treten? Dies gilt um so mehr, als
dies auch einen Beitrag zur allseits gewünschten Harmonisie-
rung auf der europäischen Ebene darstellen würde.

Worauf warten wir noch?

und damit seine Zahlungsfähigkeit und Zahlungsbereitschaft
unter Umständen drastisch weiter.

Bekanntlich ist nur schnelles Recht gutes Recht! Demge-
mäß darf auch nicht unerwähnt bleiben, daß manche Betriebe
schließlich nur deshalb in Konkurs gegangen sind, weil sie
ihre Außenstände nicht in angemessenen Fristen realisieren
konnten. Banal ausgedrückt: Zeit ist auch hier Geld!

Wegen des sachgerechten Zielkanals der Entlastung im Be-
reich der massenhaften, kleineren Forderungen dürfte die Be-
schränkung der Inkassotätigkeit des Gerichtsvollziehers auf
die amtsgerichtliche Zuständigkeit vernünftig, wenn auch
nicht zwingend, erforderlich sein. Bei höheren Geschäftswer-
ten nimmt die Auseinandersetzungsbereitschaft bekanntlich
zu und der Gläubiger wird den Weg der direkten Beauftragung
des Gerichtsvollziehers vernünftigerweise auch nur dann wäh-
len, wenn er davon ausgehen kann, daß die Forderung als sol-
che nicht bestritten wird.

Natürlich sind auch zwischen Gläubiger und Schuldner
durch Vermittlung des Gerichtsvollziehers, herbeigeführte
Ratenzahlungsvereinbarungen noch kein Garant für die, wenn
auch zeitlich verschobene Forderungsbefriedigung. Nebenbei



DGVZ 1996, Nr. 12 187

laufend Lagerkosten entstehen. Weitere Maßnahmen konnte
der Gerichtsvollzieher nicht ergreifen.

Die Kammer ist jedoch – mit dem Bezirksrevisor beim
Landgericht – der Auffassung, daß die in der Zeit vom 01. 03.
1994 bis zum 16. 09. 1994 entstandenen Lagerkosten von ins-
gesamt DM 2.990,00 (61/2 Monate à DM 400,00 zzgl. 15 %
MwSt.) durch unrichtige Sachbehandlung der Gerichte ent-
standen sind und deshalb dem Vollstreckungsgläubiger nicht
aufgebürdet werden können.

§ 11 GvKostG findet auch auf unrichtige Sachbehandlung
durch die Gerichte Anwendung (Schröder-Kay, GvKostG,
Komm. 9. Aufl., § 11 RN 8 m. w. N.).

Im vorliegenden Fall wurde das Räumungsgut am 14. 01.
1993 eingelagert; über den Verwertungsantrag des Gerichtsvoll-
ziehers vom 05. 02. 1993 wurde durch Beschluß des Amtsge-
richts vom 28. 05. 1993 entschieden. Das Sozialamt der Stadt M.
erklärte sich mit Schreiben vom 23. 06. 1993 bereit, für die mo-
natlichen Lagerkosten bis zur Entlassung des Schuldners aus
dem Krankenhaus aufzukommen. Mit Schreiben vom 09. 07.
1993 teilte das Sozialamt der Stadt M. mit, daß der Schuldner am
01. 07. 1993 aus dem Krankenhaus entlassen wurde und die Ein-
lagerungskosten bis zum 01. 07. 1993 übernommen werden. Mit
Schreiben vom 03. 08. 1993 bewilligte das Sozialamt der Stadt
M. die Zahlung von weiteren Lagerkosten für die Monate Juli
und August 1993. Eine weitere Übernahme von Kosten wurde
von dem Sozialamt abgelehnt (richterlicher Vermerk vom
09. 09. 1993 in 8-M-151/93, Bl. 26 RS). Nachdem der Schuldner
trotz Aufforderung des Amtsgerichts die eingelagerten Gegen-
stände nicht abholte, half der zuständige Abteilungsrichter mit
Beschluß vom 04. 01. 1994 der Erinnerung des Schuldners nicht
ab und legte die Akten dem Landgericht Mannheim zur Ent-
scheidung vor, wo sie am 11. 01. 1994 eingingen.

Ausweislich eines Vermerks wurden vom zuständigen
Richter am Landgericht Mannheim mit dem Gerichtsvollzie-
her und der Mutter des Schuldners seit 14. 03. 1994 mehrere
Telefongespräche geführt, die jedoch zu keiner Abholung
führten. Es folgten weitere Telefongespräche, in denen der
Schuldner immer wieder die Abholung versprach, sein Ver-
sprechen aber nicht einhielt.

Im Hinblick darauf, daß die Einlagerung des Räumungs-
guts bereits am 14. 01. 1993 erfolgt ist und der Schuldner nach
seiner Entlassung aus dem PLK Wiesloch am 01. 07. 1994 auf
wiederholte Aufforderungen zur Abholung des Räumungsguts
nicht reagiert hat, war es angesichts der erheblichen Einlage-
rungskosten und des erkennbar groben Mißverhältnisses zwi-
schen dem Wert der eingelagerten Gegenstände und der Einla-
gerungskosten angezeigt, über die sofortige Beschwerde als-
bald zu entscheiden.

Das Recht auf Entscheidung binnen angemessener Frist ist
Ausfluß des in Art. 19 Abs. 4 GG garantierten Rechts auf ef-
fektiven Rechtsschutz (BVerfGE 60, 253, 269).

Entstehen einem Gläubiger im Rahmen der Zwangsvoll-
streckung allein durch die Dauer des Verfahrens unverhältnis-
mäßig hohe Kosten, so wird dadurch der effektive Rechts-
schutz gefährdet.

Der angefochtene Kostensatz kann danach nur Bestand
haben, soweit er die Lagerkosten für die Zeit vom 01. 09. 1993
bis einschließlich Februar 1994 beinhaltet. Die von der Gläubi-
gerin an den Gerichtsvollzieher zu zahlenden weiteren Lagerko-
sten waren deshalb auf DM 2.760,00 festzusetzen. Die weiteren
Lagerkosten waren gem. § 11 S. 1 GvKostG niederzuschlagen.

§ 779 BGB; § 788 ZPO; § 109 GVGA

1. Eine vom Gläubigeranwalt berechnete Vergleichsge-
bühr für eine in der Zwangsvollstreckung getroffene Teil-
zahlungsvereinbarung ist auch dann abzusetzen, wenn der
Gläubiger diese bereits mit Zahlungen des Schuldners ver-
rechnet hatte.

2. Erwirkt der Gläubiger in einem weiteren Offenbarungs-
verfahren einen zweiten Haftbefehl, obwohl er bereits
einen bisher nicht vollzogenen Haftbefehl in Händen hat,
so sind die Kosten des weiteren Offenbarungsverfahrens
keine notwendigen Kosten der Zwangsvollstreckung.

LG Osnabrück, Beschl. v. 15. 11. 1995
– 7 T 104/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Das Amtsgericht hat die Erinnerung der Gläubigerin gegen
die Vorgehensweise des Gerichtsvollziehers zu Recht zurück-
gewiesen.

Der Gerichtsvollzieher ist verpflichtet, die Zulässigkeit der
zu vollstreckenden Zwangsvollstreckungskosten mit dem
Hauptsachetitel zu prüfen, insbesondere, ob die mit dem Voll-
streckungsantrag verlangten Kosten dem Grunde nach Kosten
der Zwangsvollstreckung des mit dem Hauptsachetitel ausge-
wiesenen Anspruchs sind, ob sie in der verlangten Höhe ent-
standen sind und ob sie notwendig waren (vgl. dazu Zöller, zu
§ 788 ZPO, Rdnr. 15).

Die der zum Geschäftszeichen DR II 327/95 beigefügte
Forderungsaufstellung der Gläubigerin war insoweit unvoll-
ständig, als der per 25. 11. 1993 als Zahlung in Höhe von
49,43 DM genannte Betrag angegeben war; dem Gerichtsvoll-
zieher war aus dem vorangehenden Vollstreckungsauftrag
DR II 1260/94 der Gläubigerin bekannt, daß diese aufgrund
eines in der Zwangsvollstreckung geschlossenen Teilzah-
lungsvergleichs vom 12. 10. 1993 als notwendige Zwangs-
vollstreckungskosten 450,57 DM berechnet und nicht auf die
Hauptforderung pp. verrechnet hatte.

Der Gerichtsvollzieher hat in der Vollstreckung gemäß
Auftrag vom 15. 02. 1995 zu Recht diesen Betrag abgesetzt,
weil es sich nicht um notwendige Kosten der Zwangsvoll-
streckung handelt. Zu ihrer Vollstreckung bedarf es zumindest
einer besonderen Titulierung im Kostenfestsetzungsverfahren
(vgl. dazu OLG Stuttgart, JurBüro 1994, S. 739; AG Siegen,
DGVZ 1991, S. 27 f.).

Vom Vollstreckungsorgan kann die Entscheidung der
höchst streitigen Frage, ob die Kosten eines Teilzahlungsver-
gleichs, die bereits mit Zahlungen verrechnet und nicht mehr
Gegenstand des dann noch erteilten Vollstreckungsauftrages,
aber in die Gesamtberechnung miteinzubeziehen sind, in der
Zwangsvollstreckung zu berücksichtigen sind (zur Streitfrage
vgl. Ottersbach, Der Deutsche Rechtspfleger, 1990, Seite 283 f.;
Zöller, zu § 788 Rdnr. 7 m. w. W.), nicht verlangt werden.

Demzufolge ist der Gerichtsvollzieher berechtigt, mangels
besonderer Festsetzung dieser Kosten eine entsprechende
Zahlung auf den im übrigen zu vollstreckenden Anspruch zu
verrechnen.

Den Streit über diese Frage in das Zwangsvollstreckungs-
verfahren (mit Vollstreckungserinnerung bzw. Vollstrek-
kungsgegenklage) zu verlagern, widerspricht einer auch allge-
mein im Gläubigerinteresse liegenden Einfachheit und Klar-
heit einer Zwangsvollstreckung.

Dieser Auffassung steht insbesondere nicht entgegen, daß der
Schuldner diese Kosten freiwillig außerhalb der Zwangsvoll-
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streckung beglichen habe und sie demgemäß nicht auf die in der
Zwangsvollstreckung geltend gemachte Forderung anzurechnen
seien. Dagegen spricht aus der Sicht des Schuldners bereits, daß
dieser einen Betrag von 500,– DM an die Gläubigerin gezahlt
hat, von dem sie Anwaltsgebühren (450,57 DM) des Teilzah-
lungsvergleichs verrechnet hat und den überschießenden Restbe-
trag auf die in der Zwangsvollstreckung geltend gemachte For-
derung. Auch die früher im Vollstreckungsauftrag DR II 1260/
94 vorgelegte Forderungsaufstellung der Gläubigerin führt diese
Kosten noch als Kosten der Zwangsvollstreckung auf.

Der Gerichtsvollzieher kann diese daher nicht bei der von
ihm notwendigerweise vorzunehmenden Überprüfung der
Zwangsvollstreckungsforderung unberücksichtigt lassen. Die
im Teilzahlungsvergleich getroffene Verrechnungsabrede
(Ziffer 8 des Teilzahlungsvergleichs) steht dem nicht entge-
gen; denn auch insoweit hatte der Gerichtsvollzieher zu über-
prüfen, ob diese Kosten notwendige Kosten der Zwangsvoll-
streckung sind und bei der Verrechnung überhaupt berück-
sichtigt werden durften.

Daran können hier Zweifel bestehen, weil der Vollstrek-
kungstitel bereits auf einem arbeitsgerichtlichen Vergleich mit
einer Ratenzahlungsvereinbarung beruht. Der im Zwangsvoll-
streckungsverfahren abgeschlossene (weitere) Ratenzahlungs-
vergleich brachte für die Gläubigerin eine Erhöhung der mo-
natlichen Raten und für den Schuldner kaum Vorteile; dieser
erlangte dadurch allenfalls den „Vorteil“, daß er zur Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung nicht verhaftet wurde bzw.
die eidesstattliche Versicherung nicht abgeben mußte; im üb-
rigen konnte die Gläubigerin ohnehin nach Verfall der im ar-
beitsgerichtlichen Vergleich getroffenen Ratenzahlungsver-
einbarung die Zwangsvollstreckung betreiben.

Der Gerichtsvollzieher hat auch zu Recht die Zwangsvoll-
streckungskosten betreffend den zweiten Haftbefehl in Höhe
von 82,62 DM abgesetzt. Die Gläubigerin hatte bereits zu 26 M
1536/93 AG Osnabrück einen Haftbefehl gegen den Schuldner
erwirkt, den sie auch noch in 1995 vollstrecken konnte. Eines
erneuten Haftbefehlsantrages bedurfte es daher nicht.

Anmerkung der Schriftleitung:

Siehe die gleichlautenden Entscheidungen des AG/LG
Limburg, DGVZ 1996, S. 43, nebst Anmerkung; des AG/LG
Wuppertal, DGVZ 1996, S. 93 und des AG/LG Coburg, DGVZ
1996, S. 158.

In der vom Landgericht Osnabrück entschiedenen Sache
hatte sich der Gläubigeranwalt bemüssigt gesehen, außer der
Erinnerung gem. § 766 ZPO gegen den amtierenden Gerichts-
vollzieher Dienstaufsichtsbeschwerde zu erheben und gegen
ihn Strafanzeige mit dem Vorwurf des Verwahrungsbruchs,
der Urkundenunterdrückung, Amtsunterschlagung und Amts-
untreue (§§ 133, 246, 266, 274 StGB) zu erstatten. Er war der
Auffassung, der Gerichtsvollzieher habe den Schuldtitel be-
reits ausgehändigt, was jedoch nicht der Fall war, da dieser
damit rechnete, daß Erinnerung eingelegt werde.

Der Direktor des Amtsgerichts Osnabrück hat den Gläubi-
gervertreter auf das Ergebnis des Erinnerungsverfahren ver-
wiesen und im übrigen das Vorgehen des Gläubigervertreters
und die von ihm gegen den Gerichtsvollzieher erhobenen Vor-
würfe mit allem Nachdruck beanstandet. Die Staatsanwalt-
schaft hat den Gläubigervertreter ebenfalls entsprechend be-
schieden und das Verfahren durch Bescheid vom 26. 01. 1996
(1630-6-5 Js 24276/95) aus den in obigem Beschluß des LG
Osnabrück genannten Gründen gem. § 170 Abs. 2 StPO einge-
stellt. Die von dem Gläubigervertreter gewählte „Strategie“
ist durchaus geeignet, die Arbeitsüberlastung der Gerichts-

vollzieher sowie die der Gerichte, der Staatsanwaltschaften
und der (auch bereits eingeschalteten) Polizei zu erhöhen.

§§ 888, 775 Nr. 4, 767 ZPO, § 112 GVGA

Die Vollstreckung eines Zwangsgeldes, das die Erteilung
einer Auskunft zum Ziel hat, ist einzustellen, wenn der
Schuldner nachweist, daß er die geforderte Auskunft er-
teilt hat.

AG Frankfurt, Beschl. v. 6. 2. 1995
– 83 M 570/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betreibt die Zwangsvollstreckung aus dem
Zwangsgeldbeschluß des Landgerichts Frankfurt am Main vom
29. 03. 1993. Der Gerichtsvollzieher lehnte mit Schreiben vom
14. Dezember 1994 die Durchführung der Zwangsvollstreckung
ab. Zur Begründung führte er aus, der Schuldner habe die Kopie
eines Schreibens vom 06. 04. 1994 vorgelegt, woraus ersicht-
lich sei, daß die Auskunftspflicht, zu deren Durchsetzung das
Zwangsgeld angeordnet wurde, bereits erfüllt sei.

Die Gläubigerin begehrt mit ihrer Erinnerung die Anwei-
sung des Gerichtsvollziehers, die Zwangsvollstreckung durch-
zuführen. Zur Begründung führt sie aus, das anwaltliche
Schreiben stelle keinen Erfüllungsnachweis dar. Außerdem
habe der Gerichtsvollzieher nicht über den materiellrechtli-
chen Erfüllungseinwand zu entscheiden.

Die gemäß § 766 Abs. 2 ZPO zulässige Erinnerung ist
nicht begründet. Entgegen der Rechtsauffassung der Gläubi-
gerin ist der Gerichtsvollzieher nicht nur berechtigt sondern
sogar verpflichtet, vor der Vollstreckung des Zwangsgeldes
eine mögliche Erfüllung durch den Schuldner zu prüfen. In
dem der Zwangsvollstreckung zugrundeliegenden Beschluß
heißt es nämlich
„Die Vollstreckung des Zwangsmittels entfällt, sobald der
Schuldner der obigen Verpflichtung nachkommt.“

Bei dieser Sachlage, die einer Zug- um Zug-Verurteilung äh-
nelt, hat der Gerichtsvollzieher vor der Vollstreckung des
Zwangsgeldes zu prüfen, ob nach der Anordnung des Landge-
richts das Zwangsgeld noch vollstreckbar ist. Ist die geforderte
Auskunft bereits erteilt, entfällt die Vollstreckung des Zwangs-
geldes; die Zwangsvollstreckung ist einzustellen (vergl. OLG
Frankfurt am Main, Beschluß vom 27. 11. 1980; 20 W 761/80 =
Rechtspfleger 1981, Seite 152). Vorliegend hat der Schuldner
seiner Auskunftspflicht genügt. Die Gläubigerin verkennt, daß
das Schreiben vom 06. 04. 1994, bei welchem die Auskunft er-
teilt wurde, nicht lediglich ein Anwaltsschreiben ist. Denn der
Schuldner hat das von seinem Anwalt gefertigte Schreiben auf
Seite 2 unterschrieben und die dazu enthaltenen Ausführungen
somit zum Inhalt seiner Angaben in Erfüllung seiner Auskunfts-
pflicht gemacht. Die Gläubigerin trägt auch nicht vor, daß die
Auskunft unvollständig sei, weshalb dem Vollstreckungsgericht
nicht ersichtlich ist, welche Auskunft die Gläubigerin noch will.

Der Schuldner hat Auskunft erteilt über das Wertpapier-
konto bei der … sowie über das einzige weitere bei dieser
Bank unterhaltene Konto. Dem Schreiben vom 06. 04. 1994
war auch eine Kopie des Sparbuchs beigefügt, so daß der
Schuldner auch eine Aufstellung über die Kontenbewegungen
gefertigt hat.

Soweit in der zitierten Entscheidung des Oberlandesgerichts
Frankfurt am Main ausgeführt wird, daß nach rechtskräftigem
Abschluß des Verfahrens auf Festsetzung eines Zwangsgeldes
der Schuldner die Aufhebung des Zwangsgeldbeschlusses nur
noch im Wege der Vollstreckungsabwehrklage erreichen kann,
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steht dies der hier vertetenen Rechtsauffassung nicht entgegen.
Denn vorliegend begehrt nicht der Schuldner die Aufhebung
des Zwangsgeldbeschlusses, vielmehr begehrt die Gläubigerin
die Anweisung an den Gerichtsvollzieher, die Zwangsvollstrek-
kung durchzuführen. Diese Anweisung konnte aber nicht erge-
hen, da im landgerichtlichen Zwangsgeldbeschluß die fehlende
Erfüllung der Auskunftsverpflichtung zur Vollstreckungsvor-
aussetzung gemacht ist. Da diese Voraussetzung nicht mehr
vorliegt, war die Erinnerung zurückzuweisen.

§ 108 ZPO; § 83 Abs. 3 GVGA

Hat das Gericht die Sicherheitsleistung durch Bankbürg-
schaft zugelassen und dabei den Kreis der hierfür in Be-
tracht kommenden Banken festgelegt, so reicht die Bürg-
schaft eines Kreditinstituts, das diesem Kreis nicht zuzu-
rechnen ist, als Sicherheitsleistung nicht aus.

AG Berlin-Spandau, Beschl. v. 2. 9. 1996
– 31 M 8020/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gläubiger will gegen den Schuldner aus dem Urteil des
LG Berlin vom 22. Februar 1996 – 10 0 75/95 – vollstrecken.
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar, und zwar gegen Sicher-
heitsleistung in Höhe des beizutreibenden Betrages zzgl. 10 %,
wobei das Landgericht dem Gläubiger mit Beschluß vom
5. März 1996 nachgelassen hat, die Sicherheitsleistung durch
die Bürgschaft einer Deutschen Groß/Aktienbank zu erbringen.

Der Gläubiger will Sicherheit durch Beibringung der Bürg-
schaft der Stadt- und Kreissparkasse … erbringen.

Der Gerichtsvollzieher hat die Vollstreckung mit der Be-
gründung abgelehnt, weil die Sparkasse nicht zu dem Kreis
der im Beschluß des LG Berlin vom 5. März 1996 bezeichne-
ten Kreditinstitute gehöre.

Hiergegen wendet sich der Gläubiger mit seiner gemäß
§ 766 ab 2 ZPO zulässigen Erinnerung, die jedoch unbegrün-
det ist.

Dem Kläger wurde nachgelassen, die Sicherheitsleistung
durch Beibringung einer Bankbürgschaft zu erbringen. Die
Bank, deren Bürgschaft der Gläubiger zur Erbringung der Si-
cherheitsleistung beibringen kann, wurde nicht ausdrücklich
bezeichnet, vielmehr wurde lediglich ein bestimmter Kreis
von Banken als tauglicher Bürge umschrieben, nämlich eine
Deutsche Groß/Aktienbank.

Damit ist der Kreis der möglichen Bürgen nicht unbe-
stimmt, sondern noch hinreichend bestimmt beschrieben,
wobei der Kreis der in Frage kommenden Bürgen nach der
Verkehrsauffassung zu bestimmen ist (vgl. Myko-ZPO, § 108,
Rdnr. 36, 37; Stein-Jonas, ZPO, § 108, Rdnr. 19–20).

Nach der Verkehrsauffassung sind als Großbanken die
Deutsche Bank, die Dresdner Bank und die Commerzbank an-
zusehen, gegebenenfalls noch die Bank für Gemeinwirtschaft,
nicht aber Volks- und Raiffeisenbanken (Myko-ZPO und
Stein-Jonas, a. a. O.).

Ob mit diesen Banken auch bereits der Kreis der in Frage
kommenden Aktienbanken beschrieben ist, kann dahingestellt
bleiben, da die zusammengefaßte Erwähnung im Beschluß des
LG Berlin so zu verstehen ist, daß nur Aktienbanken als Bür-
gen tauglich sein sollen, die in ihrer Funktion den Großbanken
gleichkommen.

Nach dem Beschluß des LG Berlin ist also davon auszuge-
hen, daß tauglicher Bürge nur eine überregional bundesweit

tätige Groß- oder Aktienbank sein soll. Regional tätige Spar-
kassen gehören hierzu nicht.

Der Gerichtsvollzieher hat daher zu Recht die Durchfüh-
rung der Vollstreckung abgelehnt, so daß die Erinnerung zu-
rückzuweisen war.

§§ 788, 882 a ZPO; § 57 BRAGO; § 15 Nr. 3 EGZPO;
§ 146 HGO; § 88 GVGA; § 281 GVGA (Hessen)

1. Für die Vollstreckung gegen eine Gemeinde ist (in Hes-
sen) die Zulassungsverfügung der Aufsichtsbehörde erfor-
derlich.

2. Eine vor Erteilung der Zulassungsverfügung erfolgte
Zahlungsaufforderung läßt für den Anwalt des Gläubigers
keine Gebühr entstehen. Auch der Antrag auf Erlaß der
Zulassungsverfügung löst eine solche Gebühr nicht aus.

AG Wiesbaden, Beschl. v. 25. 7. 1996
– 64 M 5329/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gläubiger erwirkte gegen die Schuldnerin (Gemeinde)
einen Titel sowie zwei daraus resultierende Kostenfestset-
zungsbeschlüsse. Die Hauptforderung, die Zinsen und die fest-
gesetzten Kosten sind vollständig ausgeglichen.

Der Gläubiger betreibt die Zwangsvollstreckung gegen die
Schuldnerin wegen Rechtsanwaltskosten gemäß § 57 BRAGO
i. H. v.

a) 170,66 DM für ein Aufforderungsschreiben vom 14. 03.
1995 wegen der Ausgleichung des Kostenfestsetzungsbe-
schlusses vom 30. 01. 1995 und

b) 889,53 DM für ein Aufforderungsschreiben vom 24. 11.
1995 wegen der Ausgleichung der Hauptforderung und des
Kostenfestsetzungsbeschlusses vom 07. 07. 1993;

zusammen also 1.060,19 DM.

Mit Schreiben vom 25. 04. 1995 und 24. 11. 1995 bean-
tragte der Gläubiger die Zulassungsverfügung gegen die
Schuldnerin gemäß § 146 der Hessischen Gemeindeordnung
(HGO), die am 15. 04. 1996 erteilt wurde.

Mit ihrer Erinnerung vom 21. 05. 1996 wendet sich die
Schuldnerin gegen die Erstattung des Betrages i. H. v.
1.060,19 DM mit der Begründung, daß zum Zeitpunkt der Auf-
forderungsschreiben die Zulassungsverfügung noch nicht erteilt
worden sei, weshalb dieser Betrag keine notwendigen Kosten
der Zwangsvollstreckung i. S. v. § 788 ZPO darstellen würden.

Auch durch die Beantragung dieser Verfügung würden die
Gebühren nicht anfallen, weil der Antrag auf Zulassung der
Vollstreckung noch zum Rechtszug gehöre und noch nicht
eine Tätigkeit der Zwangsvollstreckung i. S. v. § 57 BRAGO
darstelle.

Die gemäß § 766 ZPO zulässige Erinnerung ist begründet.

Bei den geltend gemachten Kosten i. H. v. 1.060,19 DM
handelt es sich nicht um notwendige Kosten der Zwangsvoll-
streckung i. S. v. § 788 ZPO.

Voraussetzung für die Anwendbarkeit des § 788 ZPO ist
unter anderem der Beginn der Zwangsvollstreckung. Hat die
Zwangsvollstreckung bereits begonnen, dann gehören auch die
Kosten ihrer Vorbereitung zu denjenigen der Zwangsvollstrek-
kung (Baumbach/Lauterbach-Hartmann, ZPO, 52. A., § 788
Rz. 1). Kosten für die anwaltliche Zahlungsaufforderung nach
Erwirkung des Vollstreckungstitels mit Vollstreckungsandro-
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hung sind grundsätzlich als Vorbereitungskosten solche der
Zwangsvollstreckung. Erstattungsfähig sind sie jedoch nur bei
Notwendigkeit. Dies kann nur dann bejaht werden, wenn Ko-
sten eines im Zeitpunkt der Mahnung an ihrer Stelle erteilten
Vollstreckungsauftrages notwendig entstanden wären. Notwen-
digkeit der Mahnkosten ist zu verneinen, wenn ein Zwangsvoll-
streckungsauftrag den Vollstreckungsbeginn noch nicht ermög-
licht hätte, weil Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung, die
nicht zugleich bei Beginn vorgenommen werden können, noch
nicht erfüllt waren (Zöller-Stöber, ZPO, 19. A., § 788 Rz. 6).

Zum Zeitpunkt der Zahlungsaufforderungen vom 14. 03.
1995 und 24. 11. 1995 verfügte der Gläubiger noch nicht über
die erforderliche Zulassungsverfügung, die erst am 15. 04. 1996
erteilt wurde. Gemäß § 146 HGO ist diese Zulassungsverfügung
Voraussetzung für die Einleitung der Zwangsvollstreckung
gegen die Gemeinde. Die Zulassungsverfügung ist keine Maß-
nahme der Zwangsvollstreckung, sondern Vorbedingung für
ihre Eröffnung, sie ist nicht Verfahrensbestandteil, sondern Ver-
fahrensvoraussetzung. Sie liegt somit vor dem Beginn der
Zwangsvollstreckung, weshalb die Kosten für die Aufforde-
rungsschreiben vor Erhalt der Zulassungsverfügung nicht als
notwendige Kosten der Zwangsvollstreckung angesehen werden
können (Schlempp, Text, Kommentar zur HGO, Stand Febr.
1993, § 146 Anm. III 4 Abs.). Im Zeitpunkt der jeweiligen Zah-
lungsaufforderungen war deshalb eine Zwangsvollstreckung
wegen der titulierten Geldforderungen noch nicht zulässig.
Gemäß § 15 Nr. 3 EGZPO findet auf die Zwangsvollstreckung
wegen Geldforderungen gegen Gemeinden die ZPO nur in dem
Maße Anwendung, wie die Gemeindegesetzgebung der Länder
deren Anwendung zuläßt. Von ihr abweichende landesgesetzli-
che Vorschriften gehen der ZPO vor. In § 146 Abs. 1 S. 1 HGO
ist eine entsprechende Regelung enthalten. Damit stellt die Zah-
lungsaufforderung noch keine Tätigkeit in der Zwangsvollstrek-
kung i. S. v. § 57 BRAGO dar, auch wenn die übrigen Voraus-
setzungen der Zwangsvollstreckung bereits vorlagen.

Der Gläubiger kann die Kosten auch nicht über den Antrag
auf Erlaß der Zulassungsverfügung gem. § 146 HGO erstattet
verlangen, weil dieser noch zum Rechtszug analog § 37 Zif. 7
BRAGO gehört und noch nicht eine Tätigkeit in der Zwangsvoll-
streckung i. S. d. § 57 BRAGO darstellt. Diese dient lediglich
dazu, den erwirkten Titel gegen eine Gemeinde erst vollstreck-
bar zu machen (OLG Koblenz, MDR 1990, 733; OLG Frankfurt,
Jur.Büro 1974, 1551; Zöller-Gummer, a. a. O., S. 15 EGZPO,
Rz. 6). Aus dem gleichen Grunde kann sich der Gläubiger nicht
auf die Parallelität einer Antragsstellung gem. § 146 HGO im
Verhältnis zu § 882 a ZPO berufen, weil hier jedenfalls eine Zu-
lassungsverfügung gem. § 146 HGO erforderlich war.

§ 459 g StPO; §§ 883, 909 ZPO; § 6 JBeitrO; § 260 GVGA

1. Der Gerichtsvollzieher ist nicht „Vollziehungsbeamter“
der Staatsanwaltschaft im Sinne von § 6 Abs. 3 S. 1 Justiz-
beitreibungsordnung.

2. Bei einer Vollstreckung der Staatsanwaltschaft nach
den Vorschriften der Justizbeitreibungsordnung (hier:
Wegnahme eines Führerscheins bzw. Verhaftung nach
§ 909 ZPO) ergibt sich die Zuständigkeit des Gerichtsvoll-
ziehers aus den entsprechenden Vorschriften der ZPO.

AG Rastatt, Beschl. v. 13. 5. 1996
– 1 M 162/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I. Mit Strafbefehl des Amtsgerichts Rastatt vom 03. 11. 94
– wurde gegen den Schuldner eine Geldstrafe verhängt, ihm
wurde die Fahrerlaubnis entzogen und der Führerschein einge-

zogen. Der Strafbefehl ist rechtskräftig. Die Gläubigerin
(Staatsanwaltschaft Baden-Baden) betreibt die Vollstreckung
gegen den Schuldner aus diesem Titel, insbesondere die Weg-
nahme des eingezogenen Führerscheins.

Am 17. 02. 95 suchte der zuständige Gerichtsvollzieher
auf Antrag der Gläubigerin die Wohnung des Schuldners
zwecks Wegnahme des Führerscheins auf. Der Führerschein
konnte jedoch nicht aufgefunden werden.

Die Gläubigerin betrieb daraufhin das Verfahren der eides-
stattlichen Versicherung, um den Schuldner zur Erklärung
gem. § 883 Abs. 2 ZPO zu veranlassen. Nachdem der Schuld-
ner zum Termin vom 10. 04. 95 nicht erschienen war, erließ
das Vollstreckungsgericht auf Antrag der Gläubigerin am
12. 04. 95 Haftbefehl gegen den Schuldner.

Die Gläubigerin ersuchte den zuständigen Gerichtsvollzie-
her nunmehr, den Haftbefehl zu vollstrecken und den Schuld-
ner vor dem Amtsgericht Rastatt zur Abgabe der eidesstattli-
chen Versicherung hinsichtlich des Führerscheins vorzufüh-
ren. Der Gerichtsvollzieher weigerte sich, dem Ersuchen nach-
zukommen. Er ist der Auffassung, für eine Vollstreckungs-
handlung im Zusammenhang mit der Wegnahme eines Führer-
scheins sei nicht der Gerichtsvollzieher sondern die Polizei zu-
ständig. Außerdem äußert der Gerichtsvollzieher Bedenken
gegen die Wirksamkeit des Haftbefehls vom 12. 04. 95.

Die Gläubigerin wendet sich im Wege der Erinnerung
gegen die Weigerung des Gerichtsvollziehers mit dem Antrag,
den Gerichtsvollzieher anzuweisen, den Vollstreckungsauf-
trag vom 27. 04. 95 unverzüglich durchzuführen.

II. Die gem. § 766 Abs. 1 ZPO zulässige Erinnerung der
Gläubigerin hat auch in der Sache Erfolg.

1. Die formellen Voraussetzungen für eine Vollstreckung
des Haftbefehls sind gegeben. Dem erkennenden Gericht lie-
gen vor der Schuldtitel (im Original der Strafakte), der Haftbe-
fehl und der Antrag der Gläubigerin vom 27. 04. 95 auf Voll-
ziehung des Haftbefehls.

2. Der Haftbefehl vom 12. 04. 95 ist wirksam.

a) Der – knapp formulierte – Haftbefehl ist im Zusammen-
hang mit dem entsprechenden Antrag der Gläubigerin wie
folgt auszulegen: Der Haftbefehl erfolgt zur Erzwingung der
Verpflichtung des Schuldners gem. § 883 Abs. 2 ZPO, an
Eides statt zu versichern, daß er den für ihn ausgestellten Füh-
rerschein nicht besitze und auch nicht wisse, wo sich der Füh-
rerschein befinde. Der Vollzug der Haft kann mit Herausgabe
des Führerscheins abgewendet werden.

b) Der Haftbefehl ist wirksam und nicht etwa nichtig.
Wenn dem Haftbefehl rechtliche Fehler zugrunde liegen wür-
den, könnten diese grundsätzlich nur zu einer Anfechtbarkeit
des Haftbefehls, nicht jedoch zu seiner Nichtigkeit führen. Ge-
richtliche Entscheidungen sind grundsätzlich – selbst bei
schweren Fehlern – verbindlich, wenn sie nicht mit dem zuläs-
sigen Rechtsbehelf angefochten werden. Die Nichtigkeit einer
gerichtlichen Entscheidung kommt nur in extremen Ausnah-
mefällen in Betracht, wenn die Entscheidung z. B. eine dem
Recht unbekannte Rechtsfolge ausspricht (vgl. Zöller/Voll-
kommer ZPO, 19. Aufl. 1995, vor § 300 ZPO Rdnr. 13 ff.).

Die von dem zuständigen Gerichtsvollzieher angeführten
Bedenken gegen die Grundlagen des Haftbefehls zählen nicht
zu derartigen extremen Ausnahmefällen und könnten daher –
unabhängig ob die Bedenken zutreffen oder nicht – eine Nich-
tigkeit des Haftbefehls nicht herbeiführen.

3. Der Gerichtsvollzieher ist zum Vollzug des Haftbefehls
auch zuständig.
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a) Die Zuständigkeit des Gerichtsvollziehers im vorliegen-
den Fall läßt sich nicht aus § 260 GVGA (Geschäftsanweisung
für Gerichtsvollzieher) herleiten, wie dies wohl zum Teil ver-
treten wird. Zwar sieht diese Vorschrift vor, daß der Gerichts-
vollzieher zuständig sei, als Vollziehungsbeamter bei Beitrei-
bungen nach der Justizbeitreibungsordnung in demselben Um-
fang mitzuwirken, in dem ihm die Zwangsvollstreckung in
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten obliegt. Die Vorschrift ist
vorliegend nicht einschlägig; denn gem. § 459 g Abs. 1 S. 2
StPO ist die Justizbeitreibungsordnung anzuwenden, so daß
eine „Beitreibung nach der Justizbeitreibungsordnung“ im
Sinne von § 260 GVGA gegeben ist.

Dennoch kann § 260 GVGA zur Begründung einer Zustän-
digkeit des Gerichtsvollziehers nicht herangezogen werden.
Denn die Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzieher enthält
keine eigenen Rechtsnormen, die eine Zuständigkeit des Ge-
richtsvollziehers begründen. Vielmehr stellt § 1 der Ge-
schäftsanweisung ausdrücklich klar, daß sich die Verpflich-
tungen des Gerichtsvollzieher nach „Bundes- und Landes-
recht“ (ohne die Geschäftsanweisung) richten, wobei die Ge-
schäftsanweisung dem Gerichtsvollzieher lediglich das Ver-
ständnis der gesetzlichen Vorschriften erleichtern soll. Daß
die Beachtung der Vorschriften der Geschäftsanweisung zu
den Amtspflichten des Gerichtsvollziehers gehört (§ 1 S. 4
GVGA) ändert nichts an diesem Charakter der Geschäftsan-
weisung. Zur Begründung der Zuständigkeit des Gerichtsvoll-
ziehers ist daher eine eigenständige Zuständigkeitsnorm erfor-
derlich, außerhalb der GVGA.

b) Gem. § 459 g Abs. 1 S. 2 StPO in Verbindung mit § 6
Abs. 1 Ziffer 1, Abs. 3 S. 1 der Justizbeitreibungsordnung ist
für die Wegnahme des Führerscheins und die Vollstreckung
eines (zivilrechtlichen) Haftbefehls zur Erzwingung der eides-
stattlichen Versicherung der „Vollziehungsbeamte“ der Voll-
streckungsbehörde zuständig. Die Justizbeitreibungsordnung
erklärt für Beitreibungen bzw. Vollstreckungen der vorliegen-
den Art zwar grundsätzlich die entsprechenden Vorschriften
der Zivilprozeßordnung für anwendbar, ersetzt jedoch den
„Gerichtsvollzieher“ durch den „Vollziehungsbeamten“ (§ 6
Abs. 3 S. 1 Justizbeitreibungsordnung). Da die Staatsanwalt-
schaft die zuständige Vollstreckungsbehörde ist (§ 1 Abs. 1
Ziffer 2 a, § 2 Justizbeitreibungsordnung), ist maßgeblich der
Vollziehungsbeamte der Staatsanwaltschaft (vgl. auch inso-
weit zutreffend in einem entsprechenden Fall AG Berlin-
Schöneberg, DGVZ 1995, 123 ff.).

Die Zuständigkeit des „Vollziehungsbeamten“ der Staats-
anwaltschaft führt jedoch nicht weiter. Denn derartige „Voll-
ziehungsbeamte“ der Staatsanwaltschaft gibt es – zumindest –
in Baden-Württemberg nicht.

aa) Es gibt – im Gegensatz zu einigen anderen Behörden –
keinen eigenen Vollziehungsdienst der Staatsanwaltschaften.
Es gibt keine Vorschriften in Baden-Württemberg (Rechtsnor-
men oder Verwaltungsanordnungen), die sich mit der Frage
befassen, welche Beamten oder welche anderen Dienststellen
oder Behörden als „Vollziehungsbeamte“ der Staatsanwalt-
schaften im Sinne von § 6 Abs. 3 S. 1 Justizbeitreibungsord-
nung anzusehen wären.

Soweit die Staatsanwaltschaft auf Beamte des Polizeidien-
stes als „Hilfsbeamte“ zurückgreifen kann (§ 161 S. 2 StPO;
§ 152 Abs. 1 GVG), mag die Staatsanwaltschaft hiervon ggf.
auch im Rahmen der Strafvollstreckung Gebrauch machen kön-
nen; die Einrichtung eines eigenen Vollzugsdienstes der Staats-
anwaltschaften zur zivilprozessualen Beitreibung nach der Ju-
stizbeitreibungsordnung läßt sich in diesen Vorschriften über
Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft jedoch nicht erkennen.

Es wäre wohl auch kaum sachgerecht, Polizeibeamte gene-
rell zu „Vollziehungsbeamten“ im Sinne der Justizbeitrei-
bungsordnung zu machen, da der „Vollziehungsbeamte“ ein-
gehende Kenntnisse des zivilprozessualen Zwangsvollstrek-
kungsrechts benötigt, die nach Ausbildung und üblicher Tätig-
keit von Polizeibeamten bei diesen in der Regel wohl nicht in
der erforderlichen Tiefe vorhanden sein können.

bb) Auch der Gerichtsvollzieher ist nicht „Vollziehungsbe-
amter“ im Sinne von § 6 Abs. 3 S. 1 Justizbeitreibungsordnung.
Denn es fehlt eine Gesetzesvorschrift oder Organisationsnorm,
die dem Gerichtsvollzieher diesen Aufgabenbereich zuweisen
würde (ebenso AG Berlin-Schöneberg, a. a. O.). Daß die Ge-
schäftsanweisung für Gerichtsvollzieher insoweit keine Grund-
lage bieten kann, wurde bereits oben ausgeführt. Andere in Be-
tracht kommende Vorschriften sind nicht ersichtlich.

c) Die Zuständigkeit des Gerichtsvollziehers ergibt sich je-
doch unmittelbar aus § 909 S. 1 ZPO. Nach dieser Vorschrift
ist der Gerichtsvollzieher zur Vollstreckung eines (zivilpro-
zessualen) Haftbefehls zuständig. Diese Zuständigkeitsnorm
wird auch nicht durch die Justizbeitreibungsordnung ver-
drängt. Zwar soll nach § 6 Abs. 3 S. 1 der Justizbeitreibungs-
ordnung der Vollziehungsbeamte an die Stelle des Gerichts-
vollziehers treten. Dies kann jedoch nach Sinn und Zweck die-
ser Vorschrift nur dann gelten, wenn es einen Vollziehungsbe-
amten auch gibt. Wenn es – wie oben ausgeführt – keinen
„Vollziehungsbeamten“ der Staatsanwaltschaften gibt, muß es
bei der Zuständigkeitsregelung in § 909 S. 1 ZPO bleiben. Die
einschlägige Vorschrift der Justizbeitreibungsordnung ist er-
gänzend einengend auszulegen, daß der Vollziehungsbeamte
an die Stelle des Gerichtsvollziehers tritt, „wenn es einen Voll-
ziehungsbeamten gibt“.

Eine andere Auslegung erscheint nicht sachgerecht. Denn
es kann nicht Sinn der Justizbeitreibungsordnung sein, eine
Vollstreckung nach diesen Vorschriften davon abhängig zu
machen, ob die Vollstreckungsbehörde einen eigenen Vollzie-
hungsdienst eingerichtet hat. Vielmehr geht es in § 6 Abs. 2
S. 1 Justizbeitreibungsordnung offensichtlich darum, die Voll-
streckung nach den Vorschriften der ZPO für die Vollstrek-
kungsbehörde zu erleichtern und zu beschleunigen, indem sie
sich – soweit vorhanden – auf einen eigenen Vollziehungs-
dienst stützen kann. Wenn diese Zuständigkeitsnorm mangels
eigener Vollziehungsbeamter jedoch ins Leere läuft, spricht
nichts dagegen, daß sich die Vollstreckungsbehörde dann –
wie jeder andere Gläubiger – des Gerichtsvollziehers im Rah-
men seiner Zuständigkeiten nach der ZPO bedient, zumal § 6
Abs. 1 Ziffer 1 der Justizbeitreibungsordnung ausdrücklich
auf die Anwendbarkeit der entsprechenden Vorschriften der
ZPO (für den vorliegenden Fall auch § 909 S. 1 ZPO) verweist
(anders AG Berlin-Schöneberg, a. a. O.; im Ergebnis ebenso
§ 260 S. 1 GVGA und Wetterich/Hamann, Strafvollstreckung,
5. Aufl., Rdnr. 390; allerdings ist die Bezeichnung des Ge-
richtsvollziehers als „Vollziehungsbeamter“ – wie ausgeführt
– unrichtig bzw. ungenau).

4. In der Fassung des Tenors der vorliegenden Entscheidung
ist das Vollstreckungsgericht geringfügig vom Antrag der Gläu-
bigerin abgewichen. Der Haftbefehl ermächtigt den Gerichts-
vollzieher zur Verhaftung des Schuldners und nicht zur Vorfüh-
rung zum Zwecke der eidesstattlichen Versicherung. Eine der-
artige Vorführung wird gem. § 902 Abs. 1 ZPO jedoch erfol-
gen, wenn der Schuldner nach seiner Verhaftung dies beantragt.

Eine „unverzügliche“ Durchführung des Vollstreckungs-
auftrags obliegt dem Gerichtsvollzieher grundsätzlich bei
allen Anträgen von Gläubigern, so daß dieser Zusatz für die
Anweisung des Gerichtsvollziehers im vorliegenden Fall
keine besondere inhaltliche Bedeutung hätte.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G E N

Strukturelle Veränderungen in der Justiz

Beiträge zur Strukturanalyse der Rechtspflege. Bericht der Arbeitsgruppe
der Landesjustizverwaltungen. Herausgegeben vonThomas Aumüller u.
Dieter Strempel, 88 Seiten, 16,5× 24,4 cm, kartoniert,  39,– DM. Bun-
desanzeiger Verlagsges. mbH, Köln. Reihe Rechtstatsachenforschung.

Die im Mai 1992 von der 63. Konferenz der Justizminister und -senatoren
eingesetzte Arbeitsgruppe „Strukturelle Veränderungen in der Justiz“
stellt mit dem vorliegenden Abschlußbericht ihre Lösungsvorschläge der
interessierten Öffentlichkeit vor und zeigt auf, welche Rationalisierungs-
möglichkeiten sie im Arbeitsablauf der Gerichte sieht. Im wesentlichen
geht es dabei um den Arbeitsbereich des mittleren Justizdienstes, aber
auch um die Leitlinien für Grundsätze über Zusammenarbeit und Füh-
rung in der Rechtspflege.

Vorangestellt ist eine interessante, mit vielen Daten und Übersichten un-
termauerte Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Praxis und die derzei-
tige Aufgabenverteilung auf Beamte des mittleren Justizdienstes und An-
gestellte im Büro- und Schreibdienst, wobei auch Fragen der Ausbildung,
der Besoldung und des Tarifrechts einbezogen werden.

Die Lösung wird in der Einführung von Service-Einheiten gesehen, die
eine Kombination von Geschäftsstelle und Schreibdienst unter verstärk-
tem Einsatz von ADV-Technik darstellen, wobei das kleinere  und das
standardisierbare Schreibwerk unmittelbar von der Service-Einheit be-
wirkt werden soll. Nicht zwingend aber doch tendenziell spricht sich die
Arbeitsgruppe dafür aus, die Aufgaben der Service-EinheitenAngestellten
zu übertragen, während sie für den Beamtenbereich desmittleren Justiz-
dienstesaußerhalb von Service-Einheiten einen Regel-Aufgabenkatalog
erstellt, wonach diesem verstärkt Kostenangelegenheiten und Justizver-
waltungssachen übertragen werden sollen. Pilotprojekte sollen zeigen, ob
die Service-Einheiten die erwarteten Ergebnisse erbringen.

Die Fortbildung richterlicher und nichtrichterlicher Führungskräfte soll
diese befähigen, die Motivation und Leistungsbereitschaft der Mitarbei-
ter zu fördern.

Die in dem Bericht vorgezeichnete Entwicklung dürfte zu einer weiteren
Reduzierung der Beamten des mittleren Justizdienstes führen, die bislang
das einzige Rekrutierungsfeld für die Gerichtsvollzieherlaufbahn darstel-
len. Die Landesjustizverwaltungen sollten sich deshalb möglichst bald
auch Gedanken darüber machen, wie sie künftig den Nachwuchs für den
Gerichtsvollzieherdienst gewinnen wollen.

ABC der pfändbaren und unpfändbaren beweglichen Sachen

Praktikerhandbuch für den Vollstreckungsaußenbeamten- und -innen-
dienst des Bundes, der Länder, der Städte, Gemeinden, Landkreise, der
Ortskrankenkassen und sonstigen Körperschaften des öffentlichen
Rechts. Von Oberamtsrat a. D.Hans Röder, Hanau. 5. Erg.Lief., 294
Seiten, DIN A5 Gesamtwerk mit 5 Ergänzungen, 1822 Seiten. 133,–
DM (incl. 21,– DM für 2 Plastikordner). Verlag Reckinger & Co.,
Siegburg.

Mit der 5. Ergänzungslieferung hat der Verfasser die in seinem Werk bis-
her erfaßten Einzelfälle (A-Z) durch Hinweise auf weitere Gerichtsent-
scheidungen und Abhandlungen ergänzt und damit auf den Stand von Juli
1996 gebracht. Dabei wurden auch weitere Kommentare, Hand- und
Lehrbücher zum Vollstreckungsrecht berücksichtigt. Mit dieser Ergän-
zung und der vorgesehenen weiteren Komplettierung, mit der nicht nur
120 weitere Einzelfälle an pfändbaren und unpfändbaren Sachen einbe-
zogen werden sollen, sondern auch die Erfassung aller vollstreckungs-
rechtlich relevanter Bestimmungen angestrebt wird, wurde das Gesamt-
werk auf einen 2. Band ausgedehnt.

Im Anhang wurden die bereits aufgenommenen gesetzlichen und verwal-
tungsrechtlichen Bestimmungen ergänzt und erweitert, so u. a. die
GVGA um die §§ 197–273, wobei der Verfasser in einer Anmerkung dar-
auf hinweist, welche Bestimmungen der GVGA bezüglich Postdienst,
Postbank, Telekom und Eisenbahnwesen aufgrund der geänderten
Rechtsgrundlagen einer Überarbeitung bedürfen.
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